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KontrASt ist die Zeitung der Verfassten 
Studierendenschaft der Universität Han-
nover. Die Artikel geben die Meinung 
des/der AutorIn wieder und entsprechen 
nicht immer der Meinung des AStA-Kol-
lektivs.

 Sie dienen auf Grundlage der verfas-
sungsmäßigen Ordnung der Förderung 
der politischen Bildung, des staatsbürger-
lichen Verantwortungsbewusstseins und 
der Bereitschaft zur Toleranz. (HRG § 41 
(1) Satz 4.)

 Manuskripte bitte digital (auf Disket-
te/CD oder per mail) an die Redaktion 
im AStA der Theodor-Lessing-Univer-
sität Hannover einreichen. Es werden 
nur Texte berücksichtigt die nament-
lich gekennzeichnet sind. Artikel unter 
Pseudonym werden nicht veröffentli-
cht. In begründeten Ausnahmen können  
AutorInnen aber ungenannt bleiben.
Die Redaktion behält sich vor, Beiträge 
zu kürzen.

Kontakt:
AStA der Theodor-Lessing-Universität 
Hannover
Welfengarten 1, 30167 Hannover
0511 - 762-5063/ 5061

e-mail: asta@stud.uni-hannover.de

Vorwort zum WM-Jahr

Fußball ist unser Leben. Zumindest sollte es wohl so sein, wenn man 

der Werbung, dem FIFA-OK oder der Bundesregierung glauben will. 

Wollen wir aber nicht. Deshalb werfen wir im Hauptartikel einen kri-

tischen Blick auf die Fußballweltmeisterschaft 2006. 

Und da die Zeit vor und während der WM auch nicht still steht, und 

schon gar nicht an der Universität Hannover, gibt es zusätzlich reich-

lich Informationen rund um die Hochschule. Hervorgehoben sei hier das 

Interview mit dem neuen Universitätspräsidenten Erich Barke und die 

Vorstellung des neuen AStA-Kollektivs.

Und damit verabschiedet sich auch ein Teil des Redaktionsteams von 

euch. Mir bleibt nur zu sagen, dass zwei Jahre Arbeit an der KontrASt 

Spaß gemacht haben. Ich wünsche dem neuem Team unter Leitung von 

Rike viel Glück und genügend Zeit und Energie die KontrASt regelmä-

ßiger herauszubringen als zuvor. Verdient hätten es die Zeitung und die 

Leser.

Vielen dank

Sascha Pommrenke

Die erste seite
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Hier habt ihr was zu sagen!

Kritisch, interessiert, misstrauisch, motiviert, Spaß am schreiben, politisch, 
denkend, Recherche erfahren, fotografieren ist kein Fremdwort, teamfähig, 
kreativ, anders, Kenntnisse im Illustrieren und Layouten?

Irgendetwas davon trifft auf dich zu? Oder du willst es lernen?

Wir wollen ein neues Redaktionskollektiv aufbauen, um die Zeitung des 
AStA noch vielfältiger zu gestalten und um regelmäßiger veröffentlichen 
zu können. Auch wenn du dich nur mit Ideen einbringen möchtest, bist du 
herzlich willkommen.

Und auch wenn du nicht so viel Zeit hast, um beständig mitzuarbeiten, 
heißt das noch lange nicht, dass das, was du zu sagen hast nun verlo-
ren geht. Denn wir suchen immer gute Beiträge, die wir veröffentlichen 
können. Reicht uns eure Artikel in digitaler Form ein und hinterlasst eine 
Kontaktadresse (Handy-Nr.) und schon ist der erste Schritt getan, um eure 
KommilitonInnen an euren Gedanken Teil haben zu lassen. Dies dürfte 
auch besonders interessant für politische bzw. soziale Arbeitsgruppen an 
der Uni sein. Teilt euren KommilitonInnen mit, womit ihr euch beschäftigt 
und wofür ihr euch einsetzt. 

Meldet euch im AStA unter 762-5061, per mail:
kontrast@asta-hannover.de oder kommt einfach mal auf einen Kaffee im 
AStA der Theodor-Lessing-Universität Hannover vorbei. Da es nun einen 
neuen AStA gibt, muss ein neues Redaktionsteam aufgebaut werden.
Treffen finden nach Vereinbarung statt.

Spot(t)
Selten waren sich alle so einig wie 
beim Thema „Reformen“. Wir brau-
chen Reformen und zwar dringend. 
Reformen im Bildungsbreich, Re-
formen bei der Altersvorsorge und 
Reformen bei den gesetzlichen Kran-
kenkassen. Und da Politiker jedweder 
Parteien nach Reformen rufen, glaubt 
auch wirklich jeder bald, nur noch Re-
formen können uns retten. So stim-
men denn auch alle Medien, Sport-
vereine, Stammtische und Kegelclubs 
in den Reigen ein. 
Nun denn; dem wollen wir natürlich in 
Nichts nachstehen: Her mit den Re-
formen! Oder: Reformer aller Länder 
vereinigt euch! 
Reform klingt auch toll. Selten kann 
man Wörter so oft hintereinander 
aussprechen ohne das sie ihren 
Wohlklang verlieren. Reform, Reform, 
Reform!
Was soll eigentlich reformiert wer-
de? Na alles. Im Land der Reforma-
tion sind Reformen eben Allheilmit-
tel. Wenn es nur nicht diese ganzen 
Besitzstandwahrer geben würde. Die 
streben sich nämlich ständig gegen 
die so notwendigen Reformen. Aber 
wer sollen diese Reformverweigerer 
eigentlich sein? Zum Beispiel Hatz IV 
Empfänger. Wenn die mal auf Geld 
und ihre ewige Suche nach Arbeits-
plätzen verzichten würden, hätten 
wir viel weniger Arbeitslose und wir 
müssten den Arbeitsmarkt nicht re-
formieren. Oder die Alten. Wenn die 
aufhören würden so lange zu leben. 
Oder diese ewigen Blaumacher, die 
ständig krank machen und uns alle 
so viel kosten. Oder diese Jugend-
lichen, die nach der Schule tatsäch-
lich eine Ausbildung wollen. Unerhört. 
Die sollen zurück in ihre Paralellge-
sellschaften und sich gegenseitig in 
Schach halten. Oder diese Ausländer, 
da dulden wir die schon in unserem 
Land, dann sollen sie uns nicht auch 
noch auf die Nerven gehen mit ihren 
ständigen Integrationswünschen.
Es ist doch alles so einfach: In 
Deutschland darf jeder reich werden. 
Man muss sich nur ein wenig anstren-
gen und nicht immer nur nörgeln. 
Reformen sind eben einfach eine 
Standpunktfrage. Von oben sieht al-
les einfach besser aus. Und wer un-
ten ist, hat sich halt nur nicht genü-
gend bewegt. 

reDaktionelles
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Barke-interview

Die Studierenden sind heute zu ruhig
Präsident der Universität Hannover Erich Barke im Interview

Im April wird der neue AStA vom 
Studentischen Rat gewählt. Dies-
mal ist die Beteiligung bei der so 
genannten AStA Findungsphase 
besonders hoch. Was halten Sie 
von studentischer Gremienarbeit 
und von hochschulpolitischem En-
gagement Studierender?

 Ich finde es natürlich wichtig, dass 
sich Studierende in den Gremien der 
Hochschule engagieren. Die Hoch-
schule ist ein komplexer Organismus 
aus verschiedensten Gruppen und die 
Studierenden sind letztlich die wich-
tigste Gruppe, denn ohne Studieren-
de gäbe es keine Hochschule. Nein, 
ganz ernsthaft: Das Engagement ist 
wichtig. Dafür habe ich schon im-
mer gestanden, ich selbst bin schon 
in meiner Schulzeit aktiv gewesen in 
Selbstverwaltungsorganen. Die Stu-
dierenden müssen sich selbst ver-
treten und sie haben auch - der neue 
Hochschulgesetzentwurf hat das ja 
gerade wieder bestätigt - einen hoch-
schulpolitischen Auftrag.

Durch die Änderungen des Nie-
dersächsischen Hochschulge-
setz  wird die studentische Mit-
bestimmung stark eingeschränkt. 
Was halten Sie von diesen Ände-
rungen?

 Zunächst einmal sehe ich, dass 
einige Paragraphen in der ursprüng-
lichen Form wieder bestätigt worden 
sind. Das halte ich in den meisten Fäl-
len für positiv.
Sie sprechen den Punkt an, wo es 
um die Mehrheiten in Gremien geht, 
die Professoren bei Abstimmungen 
haben müssen. Es gibt einen Para-
graphen nach dem, in Forschungs 
– und Berufungsangelegenheiten 
eine einfache Mehrheit nicht reicht, 
sondern zusätzlich eine Mehrheit der 

Professoren erforderlich ist. Das ist 
verfassungsrechtlich begründet wor-
den. Ich kann es im Einzelnen nicht 
nachvollziehen. Es hat so etwas auch 
früher schon gegeben im letzten oder 
vorletzten Hochschulgesetz. In der 
Praxis hat sich aber dadurch nicht viel 
geändert. Wenn Sie mich ganz per-
sönlich fragen, glaube ich nicht, dass 
wir das unbedingt brauchen.

Aus Ihrem Lebenslauf haben wir 
entnommen, dass Sie 1968 ange-
fangen haben zu studieren. Die 
68er Jahre und die Jahre darauf 
waren in Sachen studentischer Be-
teiligung an der Universität sehr 
prägende Jahre. Wo sehen sie die 
Unterschiede der heutigen Studie-
rendenschaft an der Universität 
Hannover zu Ihrer Studienzeit?

 Schwierige Frage! Ja, ich bin 68er. 
Ich bin allerdings auch Ingenieur und 
die Ingenieure waren damals ein sehr 
friedliches, aber auch sehr unpoli-
tisches Volk. Im Vergleich zu ande-
ren Universitäten in Deutschland, war 
auch Hannover relativ ruhig.
Trotzdem war ungleich mehr los als 
heute. Die Aktionen der Studieren-
denschaft waren teilweise schon au-
ßerordentlich beeindruckend, gingen 
aber nach Meinung einiger über das 
erträgliche Maß hinaus, weil es nicht 
immer nur um Hochschulbelange 
ging. Im Vergleich zu damals würde 
ich sagen, dass die Studierenden 
heute zu ruhig sind.
Ich kann nur allen, die bereit sind, 
sich zu engagieren sagen: Tun Sie 
das! Vertreten Sie Ihre Interessen! 
Die Hochschulleitung ist sicherlich 
nicht immer Ihrer Meinung, aber das 
ist normal. Darüber kann man aber 
auch ins Gespräch kommen. Wichtig 
ist, dass man das auch tut und gege-
benenfalls Kompromisse findet.
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Nach dem neuen NHG sollen ja 
auch die zwei Freisemester in Be-
zug auf Langzeitstudiengebühren 
gestrichen werden, die man früher 
bei Gremienarbeit bekommen hat. 
Wie stehen Sie dazu und glauben 
Sie, dass das Auswirkungen auf 
das studentische Engagement ha-
ben wird?

 Ich finde es außerordentlich wich-
tig, dass sich Studierende engagie-
ren. Dass man dabei in einen Kon-
flikt gerät, zwischen einem zügigen 
Abschluss des Studiums und einem 
solchem Engagement ist auch klar. 
Diesen Konflikt muss jeder für sich 
lösen. Mein persönlicher Eindruck 
ist, dass die Bereitschaft dazu früher 
größer gewesen ist als heute. Das ist 

aber eine allgemei-
ne Zeiterscheinung, 
man legt mehr auf 
die persönliche Ent-
wicklung Wert, als 
auf andere zu schau-
en. Es kann aber 
auch sein, dass das 
der Eindruck eines 
älteren Mannes ist. 
Die Frage ist, wie 
man dagegen wir-
ken kann und was 
man tun kann, um 
dieses Engagement 
wieder zu belohnen. 
Da würden Sie bei 
mir offene Türen 
einrennen, wenn 
Sie sagen, wir brau-
chen dafür entspre-
chende Anreize, wie 
z.B. Entlastungen 
bei den Studien-
beiträgen. Nach 
dem neuen Ge-
setzesparagraphen 

hat die Hochschule die Möglichkeit, 
Leistungen mit Stipendien zu beloh-
nen. Dabei ist nicht näher spezifiziert, 
was das für Leistungen sein sollten. 
Wir sollten uns darum bemühen, mehr 
Studierende dazu zu bringen, sich für 
andere in Gremien und Organen zu 
engagieren. Ich wäre dafür.

Bei den verschulten Bachelor - und 
Masterstudiengängen bleibt natür-
lich noch weniger Zeit für hoch-
schulpolitisches Engagement. Se-
hen Sie der Einführung der neuen 
Studiengänge eher mit Besorgnis 
oder mit Freude entgegen?

 Da bin ich neutral und pragma-
tischer Ingenieur. Es war eine poli-
tische Entscheidung, ein Bachelor 
– und Mastersystem in Deutschland 
und Europa einzuführen. Den Weg 
zur Umsetzung werden wir nun kon-
sequent gehen. Die Bachelorstudien-
gänge werden stärker verschult sein, 
trotzdem ist es immer noch möglich, 
den nötigen Freiraum zu finden, sich 
zu engagieren. Verschult heißt nicht, 
dass jede Prüfung und jeder Termin 
festgelegt sind. Auch hier hat man 
eine gewisse Flexibilität.
Natürlich ist es auch politischer Wille, 
kürzere Studienzeiten zu haben, Wir 
sehen da in Deutschland auch nicht 
besonders gut aus. Ich denke, häufig 
ist es auch der persönliche Wille vie-
ler, so früh wie möglich wieder raus 
aus der Universität und ins wirkliche 
Leben zu kommen.

Wie sieht denn konkret die Umstel-
lung auf die neuen Bachelor – und 
Masterstudiengänge in der Univer-
sität Hannover aus? 

 Das ist ein kontinuierlicher Prozess, 
der gut geregelt ist. Es gibt zunächst 
einmal die Pflicht, bis 2010 alle Stu-
diengänge umgestellt zu haben. Bis 
2007 sollen es zwei Drittel sein. Die 
Fakultäten bereiten dies vor. Jeder 
Studiengang, der neu eingeführt wer-
den soll, muss vor der Einführung ak-
kreditiert sein. Mit der Akkreditierung 
müssen die bisherigen Diplom – und 
Magisterstudiengänge geschlossen 
werden. Das heißt, dieser Übergang 
geht recht systematisch vor sich. Wir 
sind etwa im Plan. In diesem oder 
nächsten Jahr werden wir ungefähr 
die Hälfte Umstellungen erreicht ha-
ben. Ich habe den Eindruck, dass sich 
die Verfahren mit der Zeit beschleu-
nigen. 

Barke-interview
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Im letzten Monat fand die Aktion 
„Woche des Listenklaus“ statt. Da-
bei ging es um die Kritik an Anwe-
senheitslisten und die Entfernung 
dieser von anonymen Studieren-
den. Am 9.2.2006 gab es in der 
HAZ einen Artikel, nachdem Sie 
die Anwesenheitslisten entgegen-
genommen und sich gegen die An-
wesenheitspflicht ausgesprochen 
haben. Können Sie das etwas nä-
her ausführen?

 Der Frage entnehme ich, dass Sie 
diesen bösen Scherz nicht mit mir 
getrieben haben. Denn es gab kei-
nen HAZ-Artikel, sondern nur eine 
Fälschung, die ich nur begrenzt lustig 
fand, weil es auf den ersten Blick nicht 
erkennbar war, dass es ein Scherz 
sein sollte. Ich glaube, man kann über 
dieses Thema ernsthaft diskutieren. 
Ob das die richtige Aktion war, weiß 
ich nicht. Ich werde mich darüber 
auch nicht weiter aufregen. Grund-
sätzlich ist ein Studium frei zu gestal-
ten, dazu stehe ich auch, und Anwe-
senheitspflicht in Vorlesungen ist nicht 
Teil eines solchen Studiums. Ob die 
Anwesenheitspflicht als Teil der Prü-
fungsordnung sinnvoll ist, wage ich zu 
bezweifeln. Ich weiß wie das manch-
mal in meinen Vorlesungen aussieht. 
Da kommen die Studierenden rein, 
schließen ihren Laptop an und ver-
gnügen sich hinter den Bildschirmen, 
die ich vorne nicht einsehen kann. 
Ob ich von diesen Studierenden die 
Anwesenheitspflicht kontrolliere oder 
nicht ist dann völlig unerheblich. Also 
ich halte das nicht für das richtige Mit-
tel.

Um zu den Bachelor – und Master-
studiengängen zurück zu kommen. 
Wird es allen Studierenden nach 
ihrem Bachelorabschluss möglich 
gemacht weiter zu studieren oder 
wird es eine Quotierung des Ma-
sterstudiengangs geben?

 Das Thema haben wir des öfteren 
mit unserem Ministerium besprochen, 
weil es zunächst hieß, es gebe eine 
Quotierung und es ist auch teilwei-

se mit Zahlen operiert worden. Herr 
Stratmann hat neulich gerade öffent-
lich gesagt, dass es keine Quotierung 
gibt. Ich habe auch noch keine gese-
hen. Es liegen bereits Erfahrungen 
mit Bachelor – und Masterstudiengän-
gen, insbesondere in meinem Bereich 
Informatik. Dort ist sofort die Frage 
aufgetaucht, ob alle weiter studieren 
können. Im Zulassungsverfahren gibt 
es keine besondere Regeln für Stu-
dierende der eigenen Hochschule. 
Die darf es nicht geben. Es müssen 
alle gleich behandelt werden. Wenn 
man sich aber die Zahlen anschaut, 
stellt man fest, dass alle, die mit dem 
Bachelor abgeschlossen haben und 
weiter studieren wollten, was der 
Großteil war, auch den Master ma-
chen konnten.

Mit der Einführung der Bachelor 
- und Masterstudiengänge wird 
sich auch die Finanzierbarkeit des 
Studiums weiter verschärfen, da 
durch die stärkere Verschulung 
auch die Zeit für Nebenjobs wegfal-
len wird. Hinzu kommt die Einfüh-
rung von Studiengebühren, eine 
Verschlechterung der finanziellen 
Situation der Eltern und die Dis-
kussion um die Abschaffung des 
BAföG. Sie prägten einst den Satz 
„Studiengebühren ja, aber nur für 
Reiche“. Wo wird die Hochschule 
also ansetzen, um diese Problema-
tik zu kompensieren?

 Das Grundproblem ist die Frage, 
wie finanzieren wir überhaupt ein 
Studium, wenn es nicht, wie wir es 
zu meiner Kindheit gewohnt waren, 
durch die Eltern oder vollständig vom 
Staat finanziert werden kann. 
Die öffentlichen Hände sind in einer 
Situation, in der sie in nächster Zeit 
vermutlich nicht viel mehr Geld für die 
Hochschulen und Studierenden aus-
geben werden als bisher. Deswegen 
sind andere Beiträge gefordert. Das 
führt dazu, dass manche Studierende 
verstärkt nebenbei arbeiten müssen. 
Dafür sind Studienpläne und Regel-
studienzeiten aber nicht ausgelegt. 
Es kann auch, ganz ehrlich gesagt, 



KontrASt Juni 2006

 Seite �

nicht der richtige Weg sein, einen 
beträchtlichen Teil seiner Zeit neben 
dem Studium für den Einkommens-
erwerb aufzubringen. Ich hab aber 
im Moment kein Rezept, wie wir das 
anders machen können, wenn die öf-
fentlichen Kassen so leer sind. Ich hab 
aber eine gewisse schöne Hoffnung, 
dass andere dafür auch ihr Portemon-
naie aufmachen werden. Andere, das 
meint vor allem natürlich diejenigen, 
die den Studierenden später Arbeit 
geben sollen.  Das ist sicherlich in 
einigen Bereichen, z.B. bei den Inge-
nieuren, leichter als in anderen. Al-
lerdings haben wir in Hannover auch 
Versicherungen und Reisekonzerne, 
bei denen viele Akademiker arbeiten.
Damit kommen wir zu einem Thema, 
welches mir besonders am Herzen 
liegt. Wie können wir es schaffen, 
dass nicht ohnehin Benachteiligte 
noch mehr benachteiligt werden? Sie 
haben mich da zitiert, wobei das Zi-
tat zwar relativ verkürzt, aber in der 
Grundtendenz nicht falsch ist. Die 
Botschaft hieß, dass wenn Leute, die 
diese Studiengebühren gut zahlen 
können, diese nicht zahlen, die Ko-
sten sozialisiert werden. Dass heißt, 
alle, auch diejenigen, die es eigentlich 
nicht können, zahlen für die Reichen 
mit. Insofern macht es ja durchaus 
Sinn, wenn wir Geld von den Studie-
renden nehmen. Aber wie machen wir 
das bei denen, denen es nicht so gut 
geht? Das Gesetz macht es möglich, 
dass wir Studierende fördern und es 
gibt erste Zusagen von Wirtschafts-
unternehmen, uns dabei zu unterstüt-
zen. 
Doch es gibt das kleine Problem, dass 
niemand Geld geben will, um Studie-
rende nur aus sozialen Gründen zu 
fördern. Wenn beispielsweise jemand 
nicht erfolgreich studiert, dann macht 
es auch keinen Sinn, ihn finanziell im 
Studium zu fördern. Insofern werden 
wir nicht umhinkommen, Leistung, die 
noch näher zu definieren ist und sich 
nicht zwingend in Noten ausdrücken 
muss, mit Bedürftigkeit zu verknüp-
fen. Wir arbeiten deshalb an einem 
Konzept, Stipendien für Studienbei-
träge zu vergeben und sie damit für 

einzelne zu erlassen. Das ist das ein-
zige, was ich im Moment als Leiter ei-
ner Hochschule bieten kann.
 
Aber heißt das nicht nur, dass die 
Hochbegabten sich keine Sorgen 
um die Finanzierung machen müs-
sen und das Problem für die durch-
schnittlichen bis guten Studieren-
den insofern bestehen bleibt? 

 Es gibt für die Hochbegabten wei-
tere Stipendiengeber, eine Doppelver-
gabe werden wir ausschließen. Man 
kann die Grenze der Förderungswür-
digkeit also ein bisschen nach unten 
verschieben. Es stimmt aber, dass 
Ihre Aussage im Kern aber richtig ist. 
Das ist aber unser System, in dem wir 
leben.

Wofür sollen die Studiengebühren 
an der Uni Hannover denn nun kon-
kret verwendet werden? 

 Hier gibt  es bisher lediglich eine 
Vorgabe im Gesetz, die besagt, dass 
die Mittel zur Verbesserung der Qua-
lität der Lehre verwendet werden 
sollen. Die Vizepräsidenten für Leh-
re und für Finanzen und Verwaltung 
werden in diesen Monaten durch die 
Fakultäten gehen um gemeinsam 
nach Maßnahmen und Angeboten 
zu schauen, wo Qualität noch geför-
dert werden kann und welche Schritte 
dazu erforderlich sind.
Ich würde mir wünschen, dass auch 
die Studierenden sich dazu äußern 
und sagen, wo aus ihrer Sicht die 
Punkte sind, in die wir investieren 
müssen. Es ist so, dass eine be-
trächtliche Summe dabei zusammen-
kommen wird und wir sollten uns alle 
gemeinsam fragen, wofür wir diese 
ausgeben. Sie als Studierende haben 
ein Recht darauf, zu erfahren, wo die 
Mittel hingehen und sollen auch beur-
teilen, ob das so richtig ist.
Was sind nun die konkreten Maßnah-
men? Was allen immer zuerst einfällt, 
sind Ausstattungen von Hörsälen. Ich 
glaube, das können wir ganz schnell 
hinter uns lassen. Wir brauchen keine 
fünf Beamer pro Hörsaal und irgend-

Barke-interview
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wann sind auch überall ordentliche 
Stühle drin. Das zweite was jedem 
einfällt sind Tutoren. Also wissen-
schaftliche Hilfskräfte, die in der Leh-
re mit tätig sind. Auch damit werden 
wir das ganze Geld nicht ausgeben. 
Ich bin aber dafür, dass wir in diesen 
Bereichen etwas tun, wenn es sinn-
voll ist und hier noch nicht genug ge-
tan wird. Dann kommen die deutlich 
schwierigeren Fragen. Können wir 
wissenschaftliche Mitarbeiter einstel-
len, die ausschließlich im Bereich der 
Lehre dazu da sind, die Qua-
lität zu verbessern? Hier gibt 
es einfach das Problem, dass 
damit nach der Kapazitätsver-
ordnung die Aufnahmekapa-
zität vergrößert wird und das 
aber per Gesetz über die Stu-
dienbeiträge ausgeschlossen 
ist. Ich bin der Überzeugung, 
dass es möglich sein muss, 
mit diesem Geld Personal ein-
stellen zu können. Ich würde 
mir auch wünschen, dass es in 
jeder Fakultät jemanden gibt, 
der Qualitätssicherungsver-
fahren betreut, der wirklich da-
für sorgt, dass die Qualität der 
Lehre in Übungen und Veran-
staltungen ein ansprechendes 
Niveau hat. Wir haben bereits 
jeweils mehr oder weniger standar-
disierte Fragebögen, mit denen die 
Studierenden Lehrveranstaltungen 
bewerten können. Eine solche Maß-
name macht jedoch nur Sinn, wenn 
sie auch Folgen hat. 

Viele haben bei der Verteilung 
Angst vor einer Quersubventio-
nierung. So wird befürchtet, dass 
die Geisteswissenschaftler die Na-
turwissenschaften und Techniker 
subventionieren könnten. Wie tre-
ten sie dem entgegen?

 Also, nehmen Sie mich beim Wort, 
keine Quersubventionierung in die-
sem Punkt! Die Ingenieure hören das 
nicht gerne, aber die haben so viel 
mehr Geld, dass sie nicht darauf an-
gewiesen sind, überproportional von 

den Studienbeiträgen zu profitieren. 
Und bei den Geisteswissenschaften 
ist es eine der ganz wenigen Mög-
lichkeiten, die wir haben, überhaupt 
etwas zu tun. Ich freue mich sehr, 
dass wir über die Beiträge die Mög-
lichkeit haben, hier die Lehre deutlich 
zu verbessern, was wir auch tun wer-
den. Möglicherweise wird es daher 
eher eine Verschiebung in die andere 
Richtung geben, aber das werde ich 
jetzt auch nicht versprechen. 

Die Universität Hannover ist bei der 
Exzellenzinitiative als Graduier-
tenschule in die zweite Runde ge-
kommen. Welche Fachrichtungen 
sollen hier gefördert werden?

 Die Exzellenzinitiative ist ein sehr 
interessantes Vorhaben. Es ist sehr 
erstaunlich, wie viel Aktivität diese 
Mittel ausgelöst haben. Ich bin jedoch, 
wie viele meiner Präsidentenkollegen, 
mit dem bisherigen Ergebnis nicht völ-
lig zufrieden. Die Mediziner und alles 
was mit Biologie und Life Science zu 
tun hat, haben unerwartet gut und die 
klassischen Ingenieure haben durch-
gängig sehr schlecht abgeschnit-
ten. Auch die Naturwissenschaften 
waren nicht so gut, wie wir uns das 
gewünscht hätten. Auch in Hannover 
nicht. Jetzt haben wir die Chance auf 
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eine Graduiertenschule, die sich re-
lativ breit über die Ingenieurswissen-
schaften erstreckt und im Kern von 
den Bauingenieuren getragen wird. 
Ich halte das für ein exzellentes Vor-
haben, mit dem wir sicherlich gute 
Chancen haben und eine sehr gute 
Gelegenheit erhalten,  Profil an der 
Universität Hannover zu bilden.  

Die Universität wird im Mai 175 
Jahre alt. Wird sie im Rahmen der 
Feierlichkeiten umbenannt? 

Ja, wir wollen ordentlich feiern. Darauf 
freue ich mich auch und hoffe, dass 
auch alle dabei sind. Insbesondere 
bei der Nacht der Wissenschaften 
am 9. Mai 2006 hoffe ich, dass genug 
Studierende mitmachen. Es ist si-
cher interessant, in andere Bereiche 
hereinzuschauen. Machen Sie mal 
ein bisschen Reklame dafür, dass 
da wirklich ordentlich was los ist. Wir 
haben einen Festakt am 5. Mai 2006 
sowie eine Abendgala. Das wird si-
cher auch eine tolle Veranstaltung mit 
vielen Darbietungen, zu der ich hoffe, 
dass der Lichthof richtig voll ist. Wir 
werden bei der Gästeliste aufpassen, 
dass auch ein paar junge Leute kom-
men. 
Wie soll diese Universität heißen? 
Derzeit sehe ich zwei Möglichkeiten. 
Sie könnte Universität Hannover hei-
ßen und sie könnte Leibniz Universi-
tät Hannover heißen. Es gibt Kräfte, 
die das gerne hätten, auch von außer-
halb. Mein Anliegen ist, dass das jetzt 
entschieden wird. Der Prozess sieht 

so aus, dass der Senat auf seiner 
Sitzung am 28. April 2006 das The-
ma noch mal behandeln wird. Er wird 
dann eine Stellungnahme abgeben, 
über die dann eine Woche später, am 
3. Mai 2006, das Präsidium entschei-
den wird. Das Ergebnis wird dann am 
5. Mai 2006 verkündet werden.
Wenn eine Änderung des Namens er-
folgen soll, muss diese Entscheidung 
von einer breiten Mehrheit getragen 
werden. Dies setzt einen breiten Kon-
sens im Senat voraus. Was eine breite 
Mehrheit ist, diskutieren wir zurzeit. 
Wenn wir allerdings umbenennen, 
müssen wir dies auch leben und nicht 
einfach nur den Namen führen. Ich 
wäre übrigens auch sehr dafür, dass 
wir das Andenken an Theodor Les-
sing pflegen. Dass die Universität 
allerdings Lessing Universität heißt, 
sehe ich nicht mehr als realistisch an. 

Herr Prof. Barke, vielen Dank für 
das Gespräch. 

Das Interview führten Friederike Beier 
und Sven Hasenstab

Barke-interview
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eliteuni-kontrast

Die „Exzellenzinitiative“ des Bundes-
ministeriums für Bildung und For-
schung rief auch die Uni Hannover 
auf den Plan. Die Initiative besteht 
aus drei so genannten Förderlinien 
(„Graduiertenschulen“, „Exzellenzc-
luster“, „Zukunftskonzepte“), für die 
sich die verschiedenen Universitäten 
jeweils einzeln beworben haben. Im 
Teilbereich „Graduiertenschulen“ ist 
die Uni Hannover nun eine Runde 
weiter. Gefördert werden soll dabei 
der Fachbereich Ingenieurwissen-
schaften mit dem Schwerpunkt Bau-
ingenieurwesen.
Außerdem wird sich die Universität 
Hannover, laut Präsident Prof. Bar-
ke, zusammen mit der MHH (Medizi-
nische Hochschule Hannover) in der 
zweiten Runde für die Förderlinie „Ex-
zellenzcluster“ bewerben.

Aber was bedeutet das eigentlich?

In Graduiertenschulen soll jungen 
Nachwuchswissenschaftlern die Mög-
lichkeit eröffnet werden, bei optimaler 
Betreuung schon früh eigenständig 
zu forschen, wissenschaftlich zu ar-
beiten. Karrierechancen exzellenter 
Nachwuchskräfte würden somit er-

höht. 40 solcher Schulen sollen geför-
dert werden.
Zum anderen sollen 30 weitere Spit-
zenforschungszentren - so genannte 
„Exzellencluster“ - in verschiedenen 
Disziplinen gefördert werden. „Exzel-
lenzcluster“ sollen als international 
angesehene Spitzenforschungsnetz-
werke über Organisationsgrenzen 
hinweg ausgebaut und unterstützt 
werden. 
Neben dem Ausbau von Graduierten-
kollegs und Spitzenforschungsnetz-
werken gibt es allerdings auch eine 
komplette Neuerung in der deutschen 
Forschungslandschaft:
Die dritte Säule der Exzelleninitiative 
besteht aus einer Sonderförderung 
für 10 Eliteuniversitäten, die sich zum 
Beispiel um den Aufbau von Gradu-
iertenkollegs und Spitzenforschungs-
netzwerken besonders verdient 
gemacht haben. Sie können in den 
Genuss einer Sonderförderung kom-
men.
Gefördert werden sollen „Zukunfts-
konzepte zum projektbezogenen 
Ausbau der universitären Spitzenfor-
schung“. Eine Formulierung, die viel 
Interpretationsspielraum lässt. Die 
Kriterien der Mittelvergabe für die 

dritte Säule bleiben also zunächst 
schwammig und unklar.
Sicher ist aber schon, dass Geld flie-
ßen wird. Bund und Länder werden 
in den nächsten 5 Jahren etwa 1,9 
Milliarden € für das Förderprogramm 
aufbringen. Laut Edelgard Bulmahn, 
seit November 2005 Vorsitzende 
des Ausschusses für Wirtschaft und 
Technologie, sollen mit diesen Mitteln 
„Leuchttürme der deutschen Wis-
senschaft in der internationalen For-
schungslandschaft“ profiliert werden. 
Seit Januar sind nun zehn Favoriten 
für diese Förderung bekannt, endgül-
tig entschieden wird im Oktober.
Bleibt also noch abzuwarten, welche 
Universitäten am Ende des umfäng-
lichen Auswahlverfahrens tatsächlich 
gefördert werden. Außer der Univer-
sität Hannover sind noch 5 andere 
niedersächsische Universitäten mit 
vier Graduiertenkollegs und fünf Ex-
zellenzclustern in die Endrunde ge-
kommen: Die TU Braunschweig, die 
Georg-August-Universität Göttingen, 
die Carl-von Ossietzky Universität Ol-
denburg und auch die MHH konnten 
die Gutachterkommission in erster 
Instanz bereits von Ihrer Exzellenz 
überzeugen.

Yale, Harvard, Universität Hannover?
Oder: was ist eigentlich die Exzellenzinitiative?
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Rike Beier
Ole Petersen

Für eine neue, zweite Antragsrunde 
können Skizzen für Graduiertenschu-
len, Exzellzencluster und Zukunfts-
konzepte ab Juli 2006 eingereicht 
werden.
Unser Universitätspräsident Prof. Bar-
ke glaubt, dass die Universität Han-
nover dabei durchaus gute Chancen 
habe und hält die Exzelleninitiative 
für eine gute Gelegenheit, Profil an 
unserer Universität zu bilden (siehe 
Interview mit Prof. Barke).
Gegen die Unterstützung begabter 
Nachwuchswissenschaftler und die 
Vernetzung und Förderung von Spit-
zenforschung an sich wird wohl kaum 
jemand einen ernsthaften Einwand 
haben.
Elitenförderung in Zeiten zunehmender 
sozialer Gegensätze ist jedoch zwei-
fellos auch problematisch – so ist 
zum Beispiel die Frage interessant, 
ob das Geld, was hier investiert wird, 
nicht an anderer Stelle fehlt, wo es 
viel nötiger gebraucht wird. In Zeiten 
knapper Kassen und überfüllter Hör-
säle könnte es schließlich zu einer Art 
Verteilungskampf zwischen Otto-Nor-
mal-Studierenden und Exzellenz-Stu-
dierenden kommen.
Das zeigen auch Erfahrungen aus an-
deren Ländern, etwa USA. 
Die Eliteuniversitäten der Ivy Leage, 
wie Harvard, Sanford Yale,…etc. ge-
nießen zwar in der ganzen Welt einen 
ausgezeichneten Ruf, sind dafür aber 
für die allermeisten unbezahlbar. Ein 
Jahr in Harvard zu studieren kostet 
beispielsweise knapp 27.000 Dollar, 
und das sind nur die reinen Studien-
gebühren. Die staatlichen Universi-
täten sind im Gegensatz dazu relativ 
günstig, aber auch so unterfinanziert, 
dass das Bildungsangebot auf nied-

rigstem Niveau ist und mit keiner deut-
schen Hochschule mithalten kann. Bil-
dung hängt dort also vom Geldbeutel 
der Eltern ab, daran ändern die dor-
tigen Stipendiensysteme auch nicht 
viel. Denn um ein Stipendium zu be-
kommen sollte man möglichst schon 
auf einer Privatschule gewesen sein. 
In Deutschland genießen wir im Ver-
gleich dazu immer noch ein günstiges 
und dabei relativ gutes Bildungssy-
stem. Unsere Universitäten können 
zwar nicht mit Harvard oder Yale mit-
halten, sind dafür aber (noch) für eine 
breitere Masse zugänglich, obgleich 
freilich diverse Studien auch hierzu-
lande belegen, dass die soziale Her-
kunft einen viel zu großen Einfluss auf 
die Studiums- und Berufsaussichten 
hat. Das wird sich in nicht allzu langer 
Zeit durch die Einführung von Studien-
gebühren noch drastisch verschlech-
tern. Langfristig werden dann sicher 
auch die „exzellenten“ Universitäten 
immer teurer. Bleibt nur zu hoffen und 
dafür zu kämpfen, dass uns eine bes-
sere Zukunft als in anderen Ländern 
mit Studiengebühren bevorsteht.

Edelgard Bulmahn behauptet jeden-
falls, dass es sich bei der Exzellenzi-
nitiative um zusätzliche Mittel handelt. 
Aber PolitikerInnen erinnern sich ja 
mitunter nicht mehr an ihr „Geschwätz 
von gestern“ – die SPD z.B. hat ja 
auch mal behauptet, keine Studien-
gebühren, egal welcher Art, zu erhe-
ben. Schließlich führte sie dann doch 
Langzeitstudiengebühren ein.
Misstrauen erscheint also auch hier 
angemessen, zumal die zunächst 1,9 
Milliarden Euro für die Exzellenziniti-
ative ja auch irgendwoher kommen 
müssen.
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BerufsverBote

Wider die deutsche Gesinnung

„Wer solch einen Erlass verfasst 
und praktiziert, müsste konse-
quenterweise einen Gesetzesent-
wurf einbringen, der lauten könnte: 
‚Jede Erscheinungsform von Hoff-
nung wird mit Freiheitsentzug nicht 
unter fünf Jahren bestraft’.“
     
  (Heinrich Böll)

(my) Es gibt sie wieder. Die grund-
rechtswidrige Berufsverbotspraxis 
der BRD aus den 70er Jahren live in 
Baden-Württemberg und seit neues-
tem auch wieder in Hessen! Zukünf-
tig müssen sich Anwärter und An-
wärterinnen für Jobs im Öffentlichen 
Dienst wieder auf eine Überprüfung 
ihrer „deutschen“ Gesinnung vom 
Verfassungsschutz gefasst machen. 
Dabei handelt es sich keineswegs um 
Sanktionen von strafrechtlichen Ver-
fehlungen, sondern vielmehr um eine 
Prognose, ob die entsprechenden 
Personen in ungewisser Zukunft mit 
den ihnen vorgeworfenen angeb-
lich extremistischen Gesinnungen 
eine Gefahr für die freiheitlich demo-
kratische Grundordnung darstellen 
könnten. 

Von einem Antifaschisten, der 
nicht Lehrer werden darf 

Michael Csaszkóczy studierte 
Deutsch, Geschichte und Kunst in 
Heidelberg und war Referendar an 
der Heidelberger Theodor-Heuss-Re-
alschule. Im Sommer 2003 legte er 
sein zweites Staatsexamen mit einer 
guten Note ab und stand bald darauf 
auf der allgemeinen Bewerbungsliste 
für das Realschullehramt im Schulbe-
zirk Heidelberg.
Im Dezember 2003 teilte das Ober-
schulamt Karlsruhe dem Realschulleh-
rer jedoch mit, dass Zweifel an seiner 
Verfassungstreue bestünden und die 
schon zugesprochene Übernahme an 
die Realschule Heidelberg ausgesetzt 
werde. Ein Berufsverbotsverfahren 

wurde gegen Michael eingeleitet und 
schließlich im August 2004 von der 
damals amtierenden Kultusministerin 
Annette Schavan bestätigt. Im Som-
mer 2005 zog das Land Hessen nach 
und verwehrte ihm die Einstellung in 
den hessischen Schuldienst ebenfalls 
in letzter Sekunde. Grundlegend für 
das Berufsverbot sind geheimdienst-
liche Schnüffeleien. Über mehr als 12 
Jahre hinweg überwachte der Ver-
fassungsschutz Michael Csaszkóczy. 
Der Inlandsgeheimdienst sammelte in 
dieser Zeit Informationen über ihn und 
seine Arbeit. Zur Last gelegt werden 
Michael sein Engagement in der An-
tifaschistischen Initiative Heidelberg 
(AIHD) sowie von ihm organisierte 
Proteste gegen Naziaufmärsche und 
deutsche Kriegseinsätze. In all den 
Jahren wurde Michael weder straf-
rechtlich verfolgt noch zweifelten die 
Behörden an seiner fachlichen Kom-
petenz. Ihm wurde auch nicht vorge-
wofen die Schüler und Schülerinnen 
politisch beeinflusst zu haben. Um 
die Absurdität der gegen ihn gerich-
teten Vorwürfe noch etwas deutlicher 
werden zu lassen, lohnt sich ein Blick 
in Michaels Akte. Dort sind folgende 
Vorwürfe festgehalten:

1.) Michael hat sich am 10.06.1992, 
anlässlich der Ausschreitungen ge-
gen die Asylbewerberunterkunft in 
Mannheim-Schönau, an einer Solida-
ritätskundgebung für die Flüchtlinge 
beteiligt.

2.)   Er ist Mitglied der Antifaschi-
stischen Initiative Heidelberg (AIHD).

3.) Er hat gegen den Aufmarsch der 
rechtsextremistischen ‚Kamerad-
schaft Karlsruhe‘ protestiert.

4.) Michael hat an einer Broschüre 
zu der Mannheimer Lechleiter-Wi-
derstandsgruppe, die zur Zeit des 
Naziregimes existierte, mitgearbeitet. 
Diese Schrift wurde von der Vereini-

gung der Verfolgten des Naziregimes 
(VVN/BdA) herausgegeben.

5.) Im Jahr 1999 tritt er als Vertreter 
des Autonomen Zentrums Heidelberg 
(AZ) gegenüber der Stadtverwaltung 
und der Lokalpresse auf. Das AZ hat-
te von 1992 bis 1999 gefördert von 
der Stadt Heidelberg erfolgreich un-
kommerzielle Jugend- und Kulturar-
beit geleistet.

6.) Ihm wird vorgeworfen am 
05.06.1999 eine Demonstration ge-
gen den Jugoslawienkrieg angemel-
det zu haben.

7.) Michael war  im Jahr 2003 an ei-
ner großen Bündnisdemonstration 
mit mehreren tausend teilnehmenden 
Personen beteilig, „zu der neben di-
versen demokratischen Organisati-
onen das Heidelberger Forum gegen 
Militarismus und Krieg aufgerufen 
hatte“ (Zitat  Verfassungsschutz)

8.) Er war Anmelder einer Demons-
tration gegen Mietwucher und Wohn-
raumzerstörung und für den Erhalt 
der Heidelberger Wagenburg am 
06.02.1993

Sind diese Vorwürfe gerechtfertigt? 
Darf ein Mensch im öffentlichen Dienst 
sich in seinem Privatleben nicht poli-
tisch gegen Rassismus, Faschismus 
und Gewalt engagieren? Ist eine Per-
son, die sich gegen Krieg ausspricht 
ein Staatsfeind? Das Verwaltungsge-
richt Karlsruhe scheint zumindest die-
ser Meinung zu sein und wies die Kla-
ge Michaels gegen das Berufsverbot 
Mitte März diesen Jahres ab. Das Ge-
richt folgte damit den Entscheidungen 
des baden-württembergischen und 
hessischen Kultusministeriums
Aktiv gegen Rassismus, Faschismus 
und Gewalt vorzugehen gefährdet 
eine freiheitlich demokratische Ge-
sellschaft nicht. Vielmehr ist es eine 
Notwendigkeit für eben diese Ideale 
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mit seinem Namen einzutreten. Des-
halb ist es wichtig sich nicht von den 
verhängten Berufsverboten abschre-
cken zu lassen und sich unsichtbar 
machen zu wollen, damit der Karriere 
nichts im Weg steht. Nur wer sich be-
wegt spürt die Freiheit!

Die Geschichte der Berufsverbote

Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte verurteilte 1995 die 
Praxis der Berufsverbote in Deutsch-
land als Verstoß gegen Europäische 
Menschenrechtskonvention. 23 Jahre 
zuvor hatte die Ministerpräsidenten-
konferenz unter Vorsitz von Bundes-
kanzler Willy Brandt den so genannten 
„Radikalenerlass“ beschlossen. Die-
ser Radikalenerlass galt der Abwehr 
angeblicher Verfassungsfeinde. Als 
verfassungsfeindlich galten (und gel-
ten immer noch) Personen, „die nicht 
Gewähr bieten, jederzeit für die frei-
heitlich demokratische Grundordnung 
einzutreten“. Diese vermeintlichen 
Verfassungsfeinde sollen aus dem 
Öffentlichen Dienst ferngehalten bzw. 
entlassen werden. So kam es seit dem 
Beschluss des „Radikalenerlasses“ 
von 1972 nach einer Durchleuchtung 
durch den Verfassungsschutz zu 11 

000 offiziellen Berufsverbotverfahren. 
265 Personen wurden aus dem Öf-
fentlichen Dienst entlassen und 1250 
Bewerberinnen und Bewerber wurden 
daraufhin abgelehnt. Tausende Lehr-
amtsanwärter_innen, Sozialarbei-
ter_innen, Briefträger_innen, Ange-
stellte bei der Bahn sowie Personen 
aus dem Rechtswesen verloren ihre 
Berechtigung ihre Berufe auszuü-
ben. Diese existenzielle Bedrohung 
diente der Unterdrückung und schuf 
ein Klima der Einschüchterung unter 
politisch Aktiven der außerparlamen-
tarischen Bewegung. An dem Motiv 
des Berufsverbotes hat sich seit den 
70ern nichts geändert. Betroffen sind 
damals wie heute Menschen aus 
dem linkspolitischen Spektrum, die 
sich strafrechtlich nichts zu Schulden 
kommen lassen haben. Einzig ihre 
Gesinnung war und ist Anlass genug 
die Betroffenen aus dem öffentlichen 
Dienst zu entfernen. In den 70er Jah-
ren gerieten vor allem Mitglieder der 
nicht verbotenen Deutschen Kommu-
nistischen Partei (DKP) sowie Frie-
densorganisationen bis hin zu SPD-
nahen Studierendenorganisationen 
und Gegner_innen der Berufsverbote 
in das Visier der Innenministerien und 
wurden über Jahre hinweg regelrecht 

verfolgt.
Europaweit schlossen sich damals 
Gegnerinnen und Gegner den Pro-
testen gegen die Machenschaften 
der deutschen Regierung an. Berufs-
verbote waren auch schon zu die-
sem Zeitpunkt ein speziell deutsches 
Phänomen und existierte im Sprach-
gebrauch europäischer Länder über-
wiegend gar nicht. So gingen in Fran-
kreich die Menschen auf die Straße 
und verwendeten Parolen wie „non 
à la pratique antidémocratique des 
Berufsverbote“ und auch in England 
musste dieses eine Wort mit „loss of 
the right to practise one’s profession“ 
übersetzt werden.
Erst Ende der 80er Jahre wurde der 
Radikalenerlass von sozialdemokra-
tisch geführten Landesregierungen 
abgeschafft. Viele der betroffenen 
Personen mussten sich trotzdem 
nach jahrelangen Prozessen beruf-
lich umorientieren und erfuhren von 
der verantwortlichen Regierung we-
der materielle noch moralische oder 
politische Rehabilitierung. Über die 
Abschaffung des Radikalenerlasses 
in einigen Ländern hinaus fand kei-
nerlei Aufarbeitung und politische 
Auseinandersetzung mit der Politik 
der Berufsverbote statt.

Schließlich sei noch vermerkt, dass der Radikalenerlass seinen Ursprung 
übrigens in dem NS-Gesetz „zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums“ vom 7. April 1933 hat, das vorsieht, dass „Nichtarier“ und alle, die sich 
nicht „jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat einsetzen“, aus dem 
Beamtenverhältnis entlassen werden, so auch die Kommunisten und Sozi-
aldemokraten. 

§ 3 
(1) Beamte, die nicht arischer Abstammung sind, sind in den Ruhestand (§§ 
8 ff.) zu versetzen; soweit es sich um Ehrenbeamte handelt, sind sie aus 
dem Amtsverhältnis zu entlassen.
§ 4
(1) Beamte, die nach ihrer bisherigen politischen Betätigung nicht die Ge-
währ dafür bieten, daß sie jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat 
eintreten, können aus dem Dienst entlassen werden. [...]
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stuDentenverBinDungen

Studentenverbindungen

Ein Interview mit der Soziologin Alexandra Kurth

 (fb) Die Soziologin Alexandra Kurth 
arbeitet am Institut für Politikwissen-
schaft an der Universität Gießen. Sie 
interessierte sich seit ihrer Studienzeit 
in der klassischen Universitätsstadt 
Maarburg für Burschenschaften
Ihr Buch Männer - Bünde - Rituale. 
Studentenverbindungen seit 1800 ist 
im Oktober 2004 im Campus Verlag 
erschienen.
Vielen Dank an dieser Stelle an Radio 
Dreyeckland, die uns freundlicherwei-
se ihren Radiobeitrag zur Verfügung 
gestellt haben. Das Interview mit Ale-
xandra Kurth hat Ulrike Huber geführt. 
Da das Interview sehr lang war haben 
wir es etwas gekürzt.

I. Was sind Verbindungen und wer 
wird aufgenommen?
 
Kannst du vielleicht zum Anfang mal 
erklären was Verbindungen über-
haupt sind?

 Die Begriffe Verbindung, Studen-
tenverbindung oder auch studentische 
Korporation sind Überbegriffe. Die be-
kanntesten Studentenverbindungen 
sind dabei die Burschenschaften, 
Korps oder auch die katholischen 
Studentenverbindungen. Dabei un-
terscheidet man zwischen farbentra-
genden und nicht farbentragenden 
Verbindungen, und schlagenden oder 
nicht schlagenden Verbindungen. Als 
schlagende Verbindungen bezeich-
net man Verbindungen die Mensuren 
schlagen, also das studentische 
Fechten. Ein weiteres Unterschei-
dungskriterium ist die konfessionelle 
Ausrichtung, wie z.B. die katholischen 
Verbindungen, die nur für katholische 
Mitglieder ist. Burschenschaften sind 
in der Regel nicht konfessionell aus-
gerichtet. 
Ein wichtiges Unterscheidungsmerk-

mal ist auch die Frage, ob sie politisch 
sind oder nicht. 

Wie kann man die verschiedenen 
Studentenverbindungen politisch ein-
ordnen?

 Es gibt ungefähr 1000 Verbin-
dungen und ungefähr 90% davon sind 
in einem von 30 Dachverbänden orga-
nisiert. Der bekannteste ist beispiels-
weise die deutsche Burschenschaft. 
Verbindungen einer Art sind dann in 
der Regel auch in einem Dachverband 
organisiert. Einen Dachverband kann 
man sich vereinfacht ausgedrückt wie 
eine Partei vorstellen. Es gibt also 
auch so etwas Ähnliches wie Partei-
tage, ein Programm und eine Zeit-
schrift des Verbandes. Allgemein ge-
sprochen kann man sagen, dass die 
schlagenden Verbindungen konser-
vativer sind als die nicht schlagenden, 
wobei das bei dem Dachverband der 
deutschen Burschenschaft bis ins 
rechtextreme Lager geht. Die wich-
tigsten schlagenden Verbindungen 
sind beispielsweise die Korps, die 
Burschenschaften, die Landsmann-
schaften und die Turnerschaften. Die 
katholischen Studentenverbindungen 
sind von ihrem eigenen Selbstver-
ständnis her unpolitisch, aber verhan-
deln trotzdem über politische The-
men. Dabei kann man recht deutlich 
den ganz klassischen katholischen 
Konservatismus feststellen. 
Katholischen Verbindungen sind auf-
grund ihrer katholischen Tradition als 
nicht schlagende Verbindungen ge-
gründet und sind das bis heute auch 
nicht. Damenverbindungen sind ihrem 
eigenen Selbstverständnis nach auch 
nicht schlagend.

Wie wird man nun Mitglied in einer 
Verbindung?

 In der Verbindungssprache heißt 
das, dass man gekeilt wird. Keilen 
bedeutet, dass zu Semesterbeginn 
oder Einschreibebeginn viele Ver-
bindungen in der Universität Info-
stände haben und dann Studierende 
ansprechen. Meist ist die Zielgruppe 
Studierende von „interessanten“ Fä-
chern, wie beispielsweise Jura, Wirt-
schaftswissenschaften und Naturwis-
senschaften. Allerdings werden auch 
nicht alle Studierenden angesprochen 
und nicht jeder kann Mitglied werden. 

Wer kann nicht Mitglied werden? Und 
was sind die Kriterien der verschie-
denen Verbände?

 Bei der deutschen Burschenschaft 
sind die Aufnahmekriterien am rigi-
desten. Dort können nur „deutsche“ 
Männer aufgenommen werden. Mit 
„deutsch“ ist aber nicht die Staatsan-
gehörigkeit gemeint sondern eine völ-
kische Definition von „deutsch“. Das 
heißt, dass zum Beispiel Österreicher 
auch als „deutsch“ definiert werden. 
Ausgeschlossen von der Mitglied-
schaft sind außerdem bei den mei-
sten Verbindungen Frauen. 
Studierende mit anderem Migrati-
onshintergrund werden auch bei den 
meisten Verbindungen nicht aufge-
nommen. Ausnahmen sind dabei 
die Korps und die katholischen Ver-
bindungen, insofern man katholisch 
ist. Jeder Verbindungstypus hat also 
seine eigenen Aufnahmekriterien. 
Es gab außerdem Auseinanderset-
zungen um die Frage, ob man Wehr-
dienst geleistet haben muss oder 
nicht. Die deutsche Burschenschaft 
hat Wehrdienstverweigerer lange Zeit 
nicht zugelassen. Daraufhin gab es 
ein Gerichtsverfahren und nach der 
Rechtssprechung der Bundesrepublik 
Deutschland ist das jetzt nicht mehr 
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erlaubt. Das wird seitdem zumindest 
offiziell nicht mehr vertreten.

II.  geschichtliche Vergangenheit 
von Verbindungen

Wie haben sich die studentischen 
Verbindungen während der Weimarer 
Republik verhalten?

 Die Mehrheit der Studentenverbin-
dungen waren Gegner der Weimarer 
Republik und damit auch Gegner der 
Demokratie. Ausnahmen gab es lei-
der nur wenige.
Viele Mitglieder haben sich auch in 
der NSDAP engagiert. Nur die katho-
lischen Verbindungen waren etwas 
zurückhaltender. 
In allen Studentenverbindungen kann 
man aber einen sehr frühen Antise-
mitismus feststellen bis hin zu Arier-
paragraphen. Dementsprechend hat 
man auch auf hochschulpolitischer 
Ebene mit dem NS Studentenbund 
zusammengearbeitet. 1930 waren 
die allermeisten ASten in NS Hand 
und ganz häufig in Verbindung mit 
Korporationslisten.
Insgesamt waren auch die Hochschu-
len während der Weimarer Republik 
politisch ziemlich weit rechts.

Warum haben sich die Verbindungen 
dann im NS Studentenbund aufge-
löst?

 Nach der Machtergreifung der Na-
tionalsozialisten 1933 gab es dann 
ziemlich schnell Auseinanderset-
zungen zwischen den einzelnen Stu-
dentenverbindungen und dem NS 
Studentenbund, die allerdings nicht 
inhaltlicher Art waren. Die führenden 
Kräfte im NS Studentenbund waren 
der Ansicht, dass man die Studen-
tenverbindungen nicht mehr braucht, 

wenn alle dem NS Studentenbund 
beitreten im Zuge einer Gleichschal-
tung. Die Studentenverbindungen 
wollten aber ihre Eigenständigkeit 
bewahren. Die deutsche Burschen-
schaft war sogar der Ansicht ein viel 
besserer Studentenbund zu sein als 
der NS Studentenbund und wollten 
and den Hochschulen das sein was 
die NSDAP für den gesamten Staat 
war. Daraufhin gab es ziemlich hef-
tige Auseinandersetzungen, was zur 
Folge hatte, dass sich die Studenten-
verbindungen entweder selbst auf-
lösten, weil sie ihre eigene Position 
nicht durchsetzen konnten und dann 
geschlossen in den NS Studenten-
bund eintraten oder aber, wie es bei 

den katholischen Verbindungen der 
Fall war, der Staat etwas Druck aus-
übte. Wenn sich die Verbindungen 
nicht freiwillig auflösten, wurde mit 
Repressionen gedroht, aber das be-
traf die allerwenigsten. Die Mehrzahl 
hat sich dann selber aufgelöst und als 
Kameradschaft weitergemacht. Aus 
Dokumenten aus dieser Zeit wird aber 
deutlich, dass das Verbindungsleben 
dann unter einem neuen Namen ein-
fach weiter ging.

Wie ging es mit dem Verbindungswe-
sen nach der NS Zeit weiter?

 Die Studentenverbindungen wur-
den erstmal 1945 von den Alliierten 
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verboten, weil klar war welchen Anteil 
die Studentenverbindungen an der 
Zerstörung der Weimarer Republik 
hatten.
Das hat man 1945 klarer gesehen 
als manche das heute sehen. Das 
heißt die Häuser wurden zum Teil be-
schlagnahmt, die Verbindungen ver-
boten, aber damit haben sich die Ver-
bindungsmitglieder nicht abgefunden. 
Teilweise haben sie sich aber unter 
anderem Namen neu konstituiert 
und heimlich weitergemacht.   
Nach der Gründung der BRD 
und des aufkommenden Ost-
West Konflikts war es für die Alli-
ierten irgendwann nicht mehr so 
wichtig das Verbindungswesen 
zu verhindern. Die katholischen 
Verbindungen, die geschichtlich 
am wenigsten vorbelastet wa-
ren, hatten bei der Neugründung 
der Studentenverbindungen 
eine Vorreiterrolle und nach und 
nach zogen dann die anderen 
Dachverbände nach. Die Ver-
bindungen bekamen dann recht 
schnell ihre Häuser zurück. Das 
ist ein geschichtliches Thema 
ist, dass noch kaum erforscht 
ist, weil das Archivmaterial noch 
nicht zugänglich ist. 
Gegenüber den Alliierten haben 
die Dachverbände behauptet, 
alle belasteten, d.h. in der NSDAP 
engagierten Mitglieder auszuschlie-
ßen, aber das wurde nie überprüft. 
Deswegen wurden auch all die alten 
Nationalsozialisten wieder aufgenom-
men und hatten teilweise sogar wie-
der wichtige Funktionen in den Ver-
bindungen.

Gab es in irgendeiner Form eine kri-
tische Aufarbeitung der eigenen Ge-
schichte bei den Verbindungen?

 In den allermeisten Verbänden 
nicht. Es gibt eine Ausnahme von 

einem Freiburger Wissenschaftler 
und Verbindungsstudenten, der die 
Geschichte des Vereins Deutscher 
Studenten in der Weimarer Republik 
im Vergleich zu anderen Verbänden 
relativ kritisch aufgearbeitet hat. 
Alle anderen Verbände drücken sich 
vor so einer kritischen Geschichts-
aufarbeitung. Wenn man sich z.B. 
die Selbstdarstellungen und Home-

pages der Verbände anschaut, gibt 
es da eine Menge Verbindungen die 
bis heute behaupten sie wären mehr 
oder minder Horte des Widerstands 
gewesen.
Entweder man lässt die Zeit von 1933 
bis 1945 völlig aus oder man erzählt, 
das man verfolgt, verboten,…usw. 
wurde.
Es gibt also fast überhaupt keine Aus-
einandersetzungen mit der eigenen 
Geschichte. Es gibt leider nur ganz 
wenige Ausnahmen.

III. aktuelle Ideologien von Verbin-
dungen und Rechtsextremismus 
in der deutschen Burschenschaft

Wie sehen denn die Ideologien in den 
Verbindungen heute aus? Sind sie 
immer noch zum größten Teil konser-
vativ? Wie sieht das gängige Weltbild 
aus?

 Nach wie vor sind die meisten Mit-
glieder von Studentenverbindungen 
konservativ. Das bedeutet aber nicht, 
dass alle im konservativen partei-
politischen Sinne gebunden sind, 
eher eine allgemeine konservative 
Lebenseinstellung. Wenn man über-
haupt nicht konservativ ist, würde 
man ja auch nicht in so einen Traditi-
onsorganisation eintreten.
Innerhalb des allgemeinen traditio-
nellen Konservatismus gibt es eine 
große Bandbreite die von liberal kon-
servativ hin bis zu Rechtsextremis-

stuDentenverBinDungen
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mus.
Parteipolitisch könnte man sagen 
von der PDS bis hin zur NPD, wobei 
PDS Mitglieder eher Einzelfälle sind.  
Es gibt auch wenige Verbindungs-
studenten, die in der SPD sind. Viele 
sind in der CDU oder FDP. Es gibt 
aber auch viele Mitglieder von den 
ganzen rechtsextreme Parteien und 
Gruppierungen die es in der BRD 
gibt.  Das hängt von dem jeweiligen 
Verband ab.
Wie sind die Verbände politisch einzu-
ordnen, wenn man von der Parteizu-
gehörigkeit ihrer Mitglieder absieht?

 Die meisten Verbände sind politisch 
klassisch konservativ und ökonomisch 
liberal. Sie stehen für Werte, Traditi-
onen, ein traditionelles Geschlech-
terbild, Elite, Religion…usw. Bei den 
konfessionellen Verbänden würde 
man auch nie religionskritische Texte 
finden. Im Programm der Studenten-
verbindungen findet man ganz klar 
den klassischen Konservatismus.
Die deutsche Burschenschaft und die 
deutsche Gildenschaft könnte man 
am weitesten rechts einordnen, aller-
dings ist die deutsche Gildenschaft ein 
ganz kleiner Verband. Die deutsche 
Burschenschaft ist aber ein ziemlich 
großer und auch bedeutender Ver-
band, der bei entsprechenden Vorfäl-
len auch immer wieder von der Pres-
se stark kritisiert wird. Diese beiden 
Dachverbände sind also am extrem 
rechten Rand.

Wie äußert sich dieser Extremismus?

 Zum einen auf der Ebene der Mit-
glieder, die zum Teil auch in Füh-
rungspositionen von rechtsextremen 
Parteien sind. Deshalb sind auch eini-
ge Burschenschaften auch im Verfas-
sungsschutzbericht erwähnt, sogar 
im bayrischen Verfassungsschutzbe-
richt. 

Viel zentraler ist aber die Programma-
tik. Bei der deutschen Burschenschaft 
z.B. begreift man Österreich als einen 
Teil von Deutschland,  engagiert sich 
in Polen und gründet dort eine deut-
sche Burschenschaft, …usw. Die 
Grenzen der BRD werden also nicht 
anerkannt. Außerdem werden rassi-
stische Positionen vertreten. Von der 
Programmatik her hat man in der deut-
schen Burschenschaft eine Mischung 
von traditionell konservativen aber 
auch rechtsextremen Elementen.

Wie verhalten sich die anderen Ver-
bände dazu? Distanzieren sie sich in 
irgendeiner Weise von der deutschen 
Burschenschaft?

 Das ist ziemlich unterschiedlich. 
Am klarsten Position bezogen haben 
in den letzten Jahren die Korps. Di-
ese haben sehr klar formuliert, dass 
sie nicht mehr bereit sind mit der 
deutschen Burschenschaft zusam-
menzuarbeiten und diese rechtsex-
tremen Positionen auch sehr stark 
verurteilen. Die meisten anderen 
Verbände halten sich bei der Diskus-
sion raus.  Intern gibt es zwar schon 
die ein oder andere Kritik, aber ganz 
häufig nicht inhaltlicher Art. Kritisiert 
wird dabei nur, dass die deutsche 
Burschenschaft oft verantwortlich für 
eine schlechte Presse ist und in der 
Öffentlichkeit nicht differenziert wird, 
so dass man selber in den Verdacht 
gerät rechtsextrem zu sein. Öffentlich 
wird die Kritik aber selten gemacht, da 
man sich als Verbinddungsstudent ja 
auch zugehörig fühlt. Dies ist meiner 
Meinung nach dabei das eigentliche 
Problem, da so ein Verhalten damit 
auch politikfähig wird, dadurch das es 
von dem Rest toleriert wird.
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Das zunehmende Problembewusstsein für die jüngsten Entwicklun-
gen des Rechtsextremismus in Deutschland lässt auch studentische 
Verbindungen verstärkt ins Blickfeld der Öffentlichkeit rücken. Der 
Reader ELITEN UND UNTERTANEN will über die Hintergründe die-
ser Entwicklung informieren, zentrale Aspekte des Verbindungswe-
sens aus Geschichte und Gegenwart in den Blick nehmen und nicht 
zuletzt über die Verbindungen in Hannover aufklären.
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Studierendenschaft

wählt einmal jährlich wählt einmal jährlich

StuRa
Fakultäts-

fachschafts-

räte

Fakultätsräte

deligieren

Abgeordnete

AStA
wählt einmal

jährlich

Studentische Selbstverwaltung

Senat

Studentische VollVersammlung

Universitäre Selbstverwaltung

wählt

jeweils zwei 

Vertreter

kann einberufen

werden

Neuer AStA im Amt

Seit einigen Wochen ist der neue AStA 
nun endlich im Amt. Auf den folgenden 
Seiten wollen wir uns euch vorstellen. 
Zum Einen damit ihr überhaupt erst 
einmal wisst, wer den neuen AStA 
bildet und zum Anderen um unsere 
inhaltlichen Schwerpunkte kennen zu 
lernen. 
Nun aber eine kleine Einführung in die 
Gremienstruktur der Universität Han-
nover.
Alle immatrikulierten Studierenden 
bilden die Verfasste Studierenden-
schaft. Diese wählt meist zu Beginn 
eines Jahres verschiedene Vertreter. 
Zum Einen sind das die Hochschul-
listen, die dann die direkt gewählten 

Vertreter in den StuRa entsenden 
(siehe den entsprechenden Artikel 
in dieser Ausgabe). Zum Anderen 
wählt ihr die Vertreter für euren Fa-
kultätsfachschaftsrat, der wiederum 
Deligierte ins StuRa entsendet. Das 
StuRa wählt dann ebenfalls einmal 
jährlich den AStA. Der AStA ist im 
Normalfall das höchste Gremium in 
der Studentischen Selbstverwaltung, 
welches aber selbstverständlich den 
Weisungen des StuRa unterliegt. Da-
neben können sowohl alle Studieren-
den, der StuRa oder der AStA eine 
VollVersammlung aller Studierenden 
einberufen. Die VollVersammlung 
stellt das höchste beschlussfassende 

Gremium der Studierendenschaft dar.
Außerdem wählt ihr ebenfalls jeweils 
zwei studentische Vertreter für die 
universitären Gremien: den Fakultäts-
rat und den Senat. Der Senat bildet 
das höchste Gremium der Universität. 
Zur Zeit wird der Senat von sieben 
professoralen Vetretern, zwei Mitar-
beitern im technischen und Verwal-
tungsdienst, zwei wissenschaftlichen 
Mitarbeitern und zwei studentischen 
Vertretern gebildet. 



KontrASt Juni 2006

 Seite 22

neuer asta im amt

Das Kassenreferat
Ich heiße Mark Schäfer und studiere 
Rechtswissenschaften. 
 
Zu meinen alltäglichen Aufgaben ge-
hört die Verwaltung der Finanzen. 
Konkret heißt das neben dem regu-
lären Zahlungsverkehr auch die Rück-
erstattung des Semestertickets für 
die betroffenen Personen, die Über-
prüfung der Kassenbücher der Fach-
schaften und die Überweisungen der 
Fachschaftsgelder. Ebenso bin ich für 
die Auszahlung und Rückzahlung der 
Darlehen an die in einer finanziellen 
Notlage befindlichen Studenten zu-
ständig. 

Da ich selbst Kinder (einen Sohn und 
zwei Stieftöchter) habe werde ich 
zudem versuchen, dass sich Studie-
rende mit Kindern untereinander Ver-
netzten. 
 
Meine Sprechzeiten: 
Monatg 11-13 Uhr 
Donnerstag 17-18 Uhr 
sowie nach Absprache.  
Meine E-Mail-Adresse: 
kasse@asta-hannover.de 
Telefon: 762-5061 
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Finanzen und Fachschaften Referat

Moin und Hallo! 
 
Mein Name ist Ole Petersen, ich bin 24, an unserer Uni im 
Fach Rechtswissenschaften eingeschrieben und arbeite 
nun im Bereich Finanzen und Fachschaften als AStA-Re-
ferent für die Verfasste Studierendenschaft, also für euch. 
Nach langem, aber für die künftige Tätigkeit sicher auch 
anspornendem und Ideen gebendem Wahlkampf freue 
ich mich natürlich 
darüber, nun meine 
Arbeit aufnehmen 
zu können – und es 
gibt einiges zu tun! 
Weil meine Arbeit 
aber kein Selbst-
zweck ist und ohne 
euch keinen Sinn 
macht und auch 
nicht funktioniert, 
möchte ich hier 
noch einmal die Ge-
legenheit nutzen, 
mich und meinen 
Job bei euch vor-
zustellen, um dann 
hoffentlich auch mit 
dem einen oder der 
anderen von euch 
zusammenzuarbei-
ten… 
 
Als Finanz- und 
Fachschaftenre-
ferent betreue ich 
zwei auf den ersten 
Blick verschiedene 
Aufgabenbereiche: 
Zum einen überwache und verantworte ich die Finanzen 
der Verfassten Studierendenschaft (VS). Außerdem be-
treue ich auch das Semesterticket und sorge bezüglich 
der Ausgaben der VS für eine angemessene Transparenz 
gegenüber den BeitragszahlerInnen. 
Zur VS gehören freilich auch die Fachschaften, deren 
Kassen ich auch zusammen mit dem Kassenreferenten 
überprüfe. Somit wird deutlich, dass meine Funktion als 
„Fachschaftsreferent“ auch etwas mit Finanzen zu tun hat. 
Darüber hinaus geht es dabei natürlich auch um die Un-
terstützung sowie Vernetzung der Fachschaften. Für die 
diversen Belange und Fragen rund um Hochschulpolitik 
und Uni-Alltag, mit denen sich die Fachschaften befassen, 
fungiere ich als Ansprechpartner. 
 

Darüber hinaus arbeite ich natürlich mit meinen AStA-Kol-
legInnen zu diversen übergreifenden Themen (z.B. wird 
die Vergabe der Haushaltsmittel natürlich vom ganzen 
Team besprochen). Unser Kollektiv versteht sich dabei als 
(selbst)kritisch, strebt Konsens-Entscheidungen an und ist 
insbesondere daran interessiert, die Studierendenschaft 

in Zeiten zunehmenden 
sozialen Drucks auch 
nach außen politisch 
offensiv zu vertreten. 
Studiengebühren sind 
dabei natürlich ein 
Schwerpunkt, aber 
auch die immer pre-
kärer werdenden Jo-
baussichten nach Ab-
schluss des Studiums 
(Stichwort „Generation 
Praktikum“) erfordern 
die Stärkung von Struk-
turen der Solidarität und 
Vernetzung mit sozialen 
Bewegungen. Studie-
rende können dabei, 
das zeigt das Beispiel 
Frankreich, eine wich-
tige Rolle spielen. Da 
eine bloße Formulie-
rung von Partikularinte-
ressen am Ende immer 
nur der Gruppe mit der 
stärksten Lobby etwas 
nützt, möchte ich ge-

meinsam mit Studieren-
den aus den verschiedensten Fachbereichen immer wie-
der auch den „Blick über den Tellerrand“ anregen. 
 
Bei Fragen und Anliegen kann und will ich gerne von euch 
kontaktiert werden: Besucht mich zu den Sprechzeiten, 
schreibt ´ne Email oder ruft an. Es freut sich auf fruchtbare 
Zusammenarbeit: 
 
Euer 
Ole Petersen 
 
Sprechzeiten: 
Di 16-18 Uhr 
Fr 11-13 Uhr 
sowie nach Vereinbarung 
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Referat Hochschulpolitik Außen
Liebe Kommilitoninnen und Kommilitonen,

mein Name ist Daniel Josten und ich bin der alte und neue 
Referent für Hochschulpolitik Außen. Ich bin 25 Jahre alt 
und studiere im 7. Semester Politik und Geschichte auf 
Magister, wobei ich die letzten beiden Semester wegen 
meiner AStA-Tätigkeit pausiert habe.

Bereits in der letzten Amtszeit lag mein Schwerpunkt 
auf der Auseinandersetzung mit den Themen Studien-
gebühren und der Novellierung des Niedersächsischen 
Hochschulgesetzes. Das Thema Studiengebühren wird 
auch in der kommenden Amtszeit des AStA eine wichtige 
Rolle spielen. Nach der Verabschiedung des Gesetzes im 
Dezember letzten Jahres werden zum Wintersemester 
2006/2007 von den Erstsemestern erstmals allgemeine 
Studiengebühren erhoben. Mein Schwerpunkt soll dabei 
weiter die Zusammenarbeit und Koordination mit den an-
deren Niedersächsischen ASten in der LandesAStenKon-
ferenz Niedersachsen (LAK) und darüber hinaus, sowie 
im bundesweiten Aktionsbündnis gegen Studiengebühren 
(ABS) sein. Auch der Bündnisarbeit mit den Gewerk-
schaften kommt hier weiterhin eine wichtige Rolle zu. 

Auch nach der Verabschiedung des Gesetzes muss der 
Widerstand gegen Studiengebühren weitergeführt wer-
den. Es gilt, Sperrkonten und Klagen vorzubereiten und 
eine langfristige Kontinuität sicherzustellen. Wichtig ist 
in diesem Zusammenhang auch 
die Frage der Studienkredite. Ne-
ben dem Kredit der landeseigenen 
NBank zur Finanzierung der Stu-
diengebühren gibt es mittlerweile 
eine umfangreiche Angebotspalette 
an Studienkrediten für den Lebens-
unterhalt. Hier gilt es einerseits, die 
Studierenden umfassend über die 
Angebote zu informieren und kom-
petent zu beraten, andererseits 
aber auch die gesetzlichen Rege-
lungen gemeinsam mit unseren 
Bündnispartnern kritisch zu hinter-
fragen und Probleme aufzuzeigen. 
Außerdem muss auf die Risiken für 
das künftige BAföG hingewiesen 
und eine weitere Aushöhlung ver-
hindert werden. Auf Bundesebene 
gilt es hier, sich für bessere Finan-
zierungsbedingungen der Studie-
renden durch einen Ausbau des 
BAföG einzusetzen.

Auch die Arbeit an der Novellierung 
des Niedersächsischen Hochschul-
gesetzes werde ich fortführen. In 

Zusammenarbeit mit der LAK und den Gewerkschaften 
sind uns zwar bereits einige Verbesserungen an dem 
Gesetzentwurf gelungen, wie beispielsweise die Ver-
hinderung von Veränderungen im Abschnitt „Studieren-
denschaft“. Dennoch bleiben zahlreiche kritische Punkte 
erhalten. Dies ist zum einen der Abbau von Mitbestim-
mungsrechten besonders für die Studierenden (Stichpunkt 
doppelte Mehrheit) und eine stärkere Machtverlagerung 
auf den Hochschulrat, ein Thema bei dem eventuell auch 
eine Zusammenarbeit mit der Landeshochschulrektoren-
konferenz (LHK) denkbar ist. Außerdem ist es für die Plan-
barkeit der Studentenwerke unumgänglich, die Finanzhilfe 
auch zukünftig im NHG zu regeln. An diesen und vielen 
weiteren Punkten wird klar, dass noch viele Änderungen 
am aktuellen Gesetzentwurf erkämpft werden müssen.

Wie im vergangenen Jahr werde ich die Studierenden-
schaft auch in der kommenden Amtszeit auf den Sitzungen 
des freien zusammenschluss der studentinnenschaften 
(fzs), der LandesAStenKonferenz (LAK) sowie dem Akti-
onsbündnis gegen Studiengebühren (ABS) vertreten.
 
Meine Sprechzeiten:
Dienstag 11-13 Uhr
Donnerstag 11-13 Uhr

E-Mail: hopo-aussen@asta-hannover.de

neuer asta im amt
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Referat Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
Liebe Kommilitoninnen, liebe Kommilitonen,

Seit Mai bin ich AStA Referentin für Presse - und Öffent-
lichkeitsarbeit. Ich heiße Friederike Beier, bin 21 Jahre alt 
und studiere im 2. Semester Sozialwissenschaften auf Di-
plom.

Dieses Referat beinhaltet 
hauptsächlich 2 Aufgaben. 
Wie der Name schon sagt 
ist das erstens der Kontakt 
zur Presse und zweitens 
die Öffentlichkeitsarbeit. 
Die Kontakte zur regionalen 
und überregionalen Presse 
sorgen dafür, dass studen-
tische Interessen auch den 
Medien und damit einer 
breiten Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht werden. 
Dabei soll nicht nur über die 
Arbeit des AStA informiert 
werden, sondern auch über 
andere studentische Initi-
ativen, studentische (Pro-
test-) Aktionen und andere 
hochschulpolitische oder 
kulturelle Arbeit. Wenn ihr 
also euer Projekt öffentlich 
machen wollt, schreibt mir 
an presse@asta-hannover.
de.

Die Öffentlichkeitsarbeit 
umfasst Publikationen des AStA. Die Zeitung KontrASt, 
die Zeitschrift KontrASt aktuell, sowie die AST (allgemeine 
Studienbegleiterin) werden von mir betreut. Das heißt aber 
nicht, dass ich alleine die Artikel schreibe. Wir sind ein 
Redaktionsteam aus AStA ReferentInnen, SB-Stellen und 
anderen motivierten Studierenden. Wenn ihr Lust habt 
auch in unserem Redaktionsteam mitzuschreiben, meldet 
euch bei uns und schreibt an 
kontrast@asta-hannover.de.

Außer den Print-Medien gibt es auch die Radiosendung 
KontrASt, die über hochschulpolitische Themen informiert. 

Die Sendung KontrASt kommt jeden 4.Mittwoch im Monat 
bei Radio Flora (106,5 MHz). In Planung ist außerdem po-
dcasting auf unserer Homepage www.asta-hannover.de, 
um die Beiträge auch außerhalb der Sendezeiten anhören 
zu können. 
Wir sind ein kleines Redaktionsteam aus AnfängerInnen 
und Fortgeschrittenen. Wenn ihr Lust habt auch mal zu 

moderieren, Umfragen oder Interviews zu führen und über 
studentische Themen zu informieren, könnt ihr uns mailen 
an radio@asta-hannover.de. 

Meine Sprechzeiten:

Di 11 -13 Uhr 
Do 13 -15Uhr

E-Mail: presse@asta-hannover.de

Eure Presse - und Öffentlichkeitsreferentin Rike
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Referat Hochschulpolitik Innen und Soziales

Mein Name ist Daniel Brunkhorst, ich bin 21 Jahre alt und 
studiere eigentlich Rechtswissenschaften im 4.Semester.

Seid ungefähr sechs Jahren engagiere ich mich ehren-
amtlich in verschiedenen Gruppen und Insitutionen. So 
war ich schon Schülersprecher, fahre seid 5 Jahren als 
Jugendgruppenleiter auf Freizeiten und habe mich auf 
verschiedensten Ebenen bei den Jusos und in der SPD 
egagiert. 

Derzeit bin ich AStA-Referent für Hochschulpolitik Innen 
und Soziales. Mein Referat teilt sich somit in zwei Teilbe-
reiche.
 
Zum einen ist das der Bereich Hochschulpolitik Innen, kurz 
„HoPo Innen“. Hier versuche ich die Schnittstelle zwischen 
Verfasster Studierendenschaft und Uni Verwaltung zu be-
setzen. Ich arbeite somit also in verschiedenen studen-
tischen Arbeitsgruppen um die Arbeit der studentischen 
Vertreter in den akademischen Gremien zu unterstützen.
Ich bin im Weiteren dafür zuständig die Beschlüsse des 
AStAs und des Studentischen Rats (StuRa) die der Um-

setzung in der Universität oder mit der Verwaltung der 
Universität bedürfen umzusetzen oder deren Umsetzung 

anzustreben.
Häufig ist es auch meine Aufgabe, 
den AStA anderweitig innerhalb der 
Uni zu vertreten.
 
Zum anderen ist das der Bereich So-
ziales. Hier bin ich im AStA für die, 
durchaus im klassischen Sinne zu 
verstehenden, sozialen Belange der 
Studierenden zuständig. Ich bin somit 
Ansprechpartner für die BAföG- und 
Sozialberatung und das Servicebüro 
des AStAs und beschäftige mich mit 
der politischen Bewertung von aktu-
ellen Fragen wie Studienfinanzierung 
und Studienorganisation.
 
Ein weiterer wichtiger Punkt ist die 
politische Bildung. So stehe ich für 
Podiumsdiskussionen oder Einfüh-
rungen in Problematiken der Hoch-
schulpolitik (fast) jederzeit zur Ver-
fügung und versuche regelmäßig 
solche Veranstaltungen zu initiieren.
 
Die politischen Schwerpunkte meiner 
momentanen Arbeit ist die Neuord-
nung der Finanzordnung, die Mitar-
beit in der BA/MA-Arbeitsgruppe, der 
Erhalt studentischer Räume auch im 
Zusammenhang mit der Einführung 

von der doppelten Buchführung, die Vernetzung von stu-
dentisch Beschäftigen und die Auseinandersetzung mit 
Problematiken von „Studieren mit Kind“.
 
Erreichbar bin ich jederzeit per Email unter der Email-
adresse soziales@asta-hannover.de oder telefonisch im 
AStA unter der Nummer 0511-762-5061. Zudem bin ich 
häufig in den Räumlichkeiten des AStAs anzutreffen. Ga-
rantiert bin ich in meinen Sprechzeiten da. 
 
Meine Sprechzeiten sind: 
 
Dienstag: 14 bis 16 Uhr
Mittwoch: 10 bis 12 Uhr. 
 
Natürlich bin ich aber auch sonst viel im AStA und für Alle 
ansprechbar. 

neuer asta im amt
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Referat AusländerInnen

Liebe Kommilitoninnen, liebe Kommilitonen!

Mein Name Asel Ulukbek, ich bin 28 Jahre alt und studiere 
Germanistik und Politische Wissenschaften. Seit Anfang 
Mai bin ich AusländerInnenreferentin im AStA. 

Die Aufgaben des Referates für AusländerInnen sind zum 
einen den ausländischen Studierenden bei Problemen 
zum Studium, der Studienfinanzierung, Behördengängen, 
etc. zu helfen, zum anderen sie bei der Integration im all-
täglichen Leben zu unterstützen. Aus eigener Erfahrung ist 
mir bewusst mit welchen Problemen meine ausländischen 
Kommilitoninnen und Kommilitonen konfrontiert werden. 
Aus diesem Grund möchte ich meinen ausländischen 
KommilitonInnen bei der Bewältigung solcher Probleme 
helfen und durch Projekte und Kulturveranstaltungen das 
den ausländischen Studierenden das Einleben zu erleich-
tern. Darüber hinaus möchte ich ein besseres Verständ-
nis zwischen den ausländischen und den einheimischen 
Studierenden erreichen. Die Zusammenarbeit mit unseren 
einheimischen Kommilitoninnen und Kommilitonen sind mir 
auch sehr wichtig. Die Kontakte 
mit einheimischen Studieren-
den geben den ausländischen 
Studierenden die Möglichkeit, 
z.B. ihr Deutsch zu verbessern. 
Ich bin der Meinung, dass über 
ein besseres Verständnis der 
Sprache sprachliche und kultu-
relle Barrieren auf beiden Sei-
ten abgebaut werden können. 
Außerdem sehe ich in einer 
solchen Zusammenarbeit eine 
gegenseitige Bereicherung. 

Auch die Aufklärung der aus-
ländischen Studierenden über 
die kommenden Studienge-
bühren ist einer der wichtigsten 
Aufgaben meines Referates. 
Ausländische Studierende ha-
ben nämlich kein Recht auf 
BAföG oder Studienkredite. 
Ich möchte durch diese Aufklä-
rungsarbeit die ausländischen 
Studierenden dazu aufrufen 
und ermuntern, sich gegen die 
Studiengebühren zu wehren. 
Insbesondere, da wir als aus-
ländische Studierende in die-
sem Fall besonders hart betrof-
fen sind.

Selbstverständlich bin ich Eure Ansprechpartnerin in Fra-
gen zu Unterkunft, Visum, Finanzmöglichkeiten, Versiche-
rung, Studium mit Kind, Studienangelegenheiten, Arbeits-
recht,…usw.
Wenn Ihr Probleme, Fragen, Ideen und Vorschläge habt, 
kommt einfach bei mir im AStA vorbei. Ich freue mich auf 
unsere Zusammenarbeit und Eure Teilnahme an unseren 
Projekten.

Meine Sprechzeiten:

Mo ntag: 11-13 Uhr
Donnerstag 11-13 Uhr

Tel: 0511/7625065

E-Mail: Asel@asta-hannover.de
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Kleine Länderkunde* zur FIFA WM 2006

(sp) Die Fußballweltmeisterschaft 2006 in Deutschland: Das Ereignis in diesem Jahr. Und da man sich kaum 
noch wehren kann gegen die permanente und penetrante Werbung und die gegenseitigen Lobhudeleien, wer-
fen wir auch einen Blick auf die WM. 
32 Nationen werden gegeneinander antreten, um den Weltmeister der nächsten vier Jahre festzustellen. Das es dabei 
keineswegs nur um Fußball geht, zeigt das FIFA-OK eindrucksvoll. Genau genommen geht es eigentlich überhaupt nicht 
mehr um Fußball. Den Fans vielleicht, das mag sein. Aber der FIFA wohl kaum. Die will nur die Einnahmen möglichst 
maximieren. 1,7 Milliarden erwartet die FIFA. Bei den unglaublichen Vorschriften und der Monopolisierung der Werbung 
dürfte das noch unterschätzt sein. Und Deutschland freut sich schon lange auf die Einnahmen der Billionen Gäste 
(mindestens so viele wie zur EXPO), die ihr Geld hier lassen wollen. Und damit niemand beim Einkaufen gestört wird, 
brauchen wir mehr Polizei auf den Strassen. Nur blöd, dass man die in den letzten Jahren aber zunehmend weggekürzt 
hat. Egal. Wir haben ja noch die Bundeswehr. Und so werden eben ein paar Tausend Soldaten die WM beschützen. 
(Nein, nicht die Stadien. StadienSchutz klang abgekürzt nicht so gut.) Da fühlen sich dann einige Mannschaften auch 
gleich wieder heimisch. In einigen Teilnehmerländern patrouliert ja auch ständig das Militär auf den Strassen. 
Aber Geld ist natürlich nicht alles. Es geht um viel mehr: Prestige! Deutschland ist wieder wer. Top of the world quasi. 
70 Jahre nachdem schon einmal eine tolle deutsche Veranstaltung internationales Publikum ins Olympiastadion nach 
Berlin lockte, wollen wir zeigen, das können wir auch; und besser. Besser können wir sowieso alles. Außenminister Be-
ckenbauer hat alle 31 Teilnehmernationen besucht und die neue deutsche Freundlichkeit vorgelebt. Die hat es sowieso 
in sich. Immer schön grinsend die größten Schweinereien durchziehen. Die Aufmerksamkeit auf die WM lenken und 
schon wird alles gut. Sozialabbau: Kein Thema mehr. Auslands- und Inlandseinsätze der Bundeswehr: Kein Thema. 
Elterngeld, Renten- und Gesundheitsreform: Kein Thema.
 Und nicht vergessen: Es geht doch nur um Fußball. Fair-Play und so. Deshalb dürfen auch die größten Menschen-
rechtsverletzer an der WM teilnehmen. Nur Fußball. Keine Politik. Fair-Play eben.

Gruppe A    

Deutschland   
Costa Rica   
Polen    
Ecuador

Costa Rica:
Die so genannte Schweiz Mittelamerikas. Costa Rica hat am 8. Mai 1949 die 
Armee abgeschafft. Seit 1983 verkündete der Präsident die aktive und unbe-
waffnete Neutralität des Landes. Somit ist Costa Rica mit dem Vatikanstaat 
eines der zwei Länder ohne Militär und übt dadurch eine pazifistische Vor-
bildfunktion aus. Das Costa Rica 25% des Landes unter Naturschutz gestellt 
und dem Raubbau einen Riegel vorgeschoben hat, ist eine ebenso erfreuliche 
Tatsache. 

Polen:
Der Präsident Polens Lech Aleksander Kaczyński gilt als nationalistisch und 
rechtspopulistisch. Er verbot Gleichstellungsparaden von Homosexuellen in 
Warschau und tritt für die Wiedereinführung der Todesstrafe ein. Polen gehört 
zur „Achse der Willigen“ und ist am Irak-Krieg beteiligt. Von der polnischen Na-
tionalmannschaft wird man während der WM vermutlich nicht allzu viel hören. 
Dafür dürften polnische Hooligans in den Medien wesentlich präsenter sein. 
Zusammenfassend kann man es auch mit Maria Dąbrowska sagen: „Wenn man 
durch Leiden klüger würde, wäre Polen das intelligenteste Land der Welt.“

Deutschland: s.o.

* Sollte jemand in der ein oder anderen Länderbeschreibung Vorwürfe vorfinden, kann er diese 
gerne im Jahresbericht 2006 von Human Rights Watch nachlesen.

Deeskalationsmaßnahmen der Bundeswehr

wm kontrast
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Ecuador:
Ein Land im Ausnahmezustand. Über die Hälfte der Wirtschaftsleistung hängt 
mit der Förderung und dem Export von Erdöl zusammen. Damit wird Ecuador 
zu einem Spielfeld der Öl-Konzerne und der damit eng verbundenen Frage der 
„Nationalen Sicherheit“ der Vereinigten Staaten von Amerika. In den letzten 
Jahren gab es zahlreiche Präsidenten, die immer mal wieder gestürzt werden. 
Und wenn nicht gerade eine Revolution oder Konterrevolution im Gange ist, 
verhängt der amtierende Staatspräsident den Ausnahmezustand, damit die 
(äußerst) heterogene Gesellschaft nicht protestiert oder demonstriert.

Gruppe B

England
Paraguay
Trinidad und Tobago
Schweden

England:
Das einzig europäische Land ohne Verfassung. Deshalb fällt es der Regie-
rung unter Blair auch so einfach, immer wieder die größten Schweinereien 
durchzusetzen. Unter Terrorismusverdacht geratene, dürfen in England bis zu 
90 Tage ohne Grund inhaftiert werden. Aber auch ohne Terrorismusvorwurf 
kann man in England einfach mal 28 Tage weggesperrt werden. Ohne An-
klage. Ohne Anwalt. Als Engländer muss man eben Angst haben. Schließlich 
gehört England neben USA zu den Ländern, die am meisten Soldaten in so 
genanntem Auslandseinsatz haben. Das geht deshalb so gut, weil England 
die größte Armee Europas besitzt, dazu noch ständig erneuerte Atomwaffen 
und eine gut funktionierende Militärindustrie. Früh übt sich, wer wieder British 
Empire werden will.

Paraguay:
Oder auch: Kleindeutschland. Hier konnte noch verwirklicht werden, was in 
good old germany nicht mehr möglich war. General Stroessner (Sohn eines 
Bayern) konnte hier bis 1989 frei seinen Menschenrechtsverletzungen fröh-
nen. Hofiert von zahlreichen westlichen Ländern. Denn schließlich war Stro-
essner Antikommunist. Und das ist zum Beispiel in USA gern gesehen. Nach 
35 Jahren „deutscher“ Diktatur ist das Land ein Scherbenhaufen. Präsidenten 
kommen und gehen. Streiks, Demonstrationen, Putschversuche und Polizei-
gewalt sind an der Tagesordnung.

Trinidad und Tobago:
Die kleinen Inseln Trinidad und Tobago im Karibischem Meer haben an Bedeu-
tung seit dem 2. Weltkrieg verloren. Damals noch der wichtigste Stützpunkt 
der Alliierten im Atlantik, kennen nur noch Touristen, Karnevalsreisende, die 
Petrochemische-Industrie oder Banken den Inselstaat des Commonwealth. Der Besitz von Atomraketen schreckt 

zunehmend mehr Terroristen ab
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Schweden:
Einst Vorbild aller Linken, gleitet Schweden nach und nach ins Sozialdemo-
kratische Mittelmaß ab. Viel ist nicht mehr über von den fantastischen Sozial-
leistungen des Staates. Galt Schweden noch vor 15 Jahren als Alternative zu 
Sozialismus und Kapitalismus, ist es heute nur noch in der Beheimatung der 
extremen Rechten Europas ganz vorne. Rechtsradikalismus gilt in Schweden 
als Kavaliersdelikt, weshalb sich dort zahlreiche Verlage versammeln, um un-
gestört Propaganda zu betreiben.

Gruppe C    

Argentinien    
Elfenbeinküste   
Serbien und Montenegro  
Niederlande 

Argentinien:
Weite teils unberührte Natur. Südamerika. Buenos Aires. Ein Land der Träume. 
Vor allem aber der Alpträume. 2005 starben jede Woche drei Häftlinge in der 
Region Buenos Aires. Die Gefängnisse sind völlig überfüllt. Gewalt unter den 
Häftlingen, aber vor allem von den Wärtern ist an der Tagesordnung. Brutalität 
und sogar Folter (z.B. durch Elektroschocks) sind weit verbreitet.
Aber irgendwo müssen ja auch 40% der Bevölkerung hin, die mit nur 10% des 
Volkseinkommens auskommen sollen. 

Elfenbeinküste:
Der größte Kakaoproduzent der Welt mit (natürlich) einem ansehnlichen Erd-
ölvorkommen vor der Küste hat einen grausamen Bürgerkrieg hinter sich. Und 
trotz unentwegter Friedensbemühungen der UNO und der AU (African Union) 
kommt es zu ständigen Gewaltakten der verfeindeten Seiten. Regierungstrup-
pen, Militär, Polizei, Geheimpolizei, Rebellen, Studentenorganisationen usw. 
usw. Alle Seiten übertreffen sich immer wieder an Brutalität. Auch werden Kin-
der von allen Seiten zu Kindersoldaten missbraucht.

Serbien und Montenegro:
Die Staatengemeinschaft, die aus dem ehemaligen Jugoslawien hervorging. 
Der Bürger- und NATO-Krieg ist immer noch nicht verwunden. Trotz (oder viel-
leicht besser wegen) reicher Bodenschätze bleibt Serbien/Montenegro eines 
der ärmsten Länder Europas. Auch scheinen die so genannten ethnischen 
Probleme nicht überwindbar zu sein. So nehmen Antisemitismus und auch 
Anti-Muslimische Haltungen weiter zu. Besonders Roma werden zum Teil kör-
perlichen Übergriffen ausgesetzt.
Auch ist der Status des Kosovo weiter unklar. Weniger als 5% der Vertriebenen 
sind bisher zurückgekehrt.

Niederlande:
Jahrelang von der Linken angeführt als besonders liberale Gesellschaft, kön-
nen Konservative nun auch endlich auf das Vorbild Niederlande zurückgreifen. 
Der Multikulturalismus sei gescheitert, man sieht es ja beim Nachbarn. Und der 
hat ja nun auch einen Fragebogen entworfen, den Einbürgerungsaspiranten zu 
beantworten haben. Aber das ist nur ein weiterer Punkt in dem sich Linke und 
Rechte einig sind. Auch in der Deutschtümelei ist man sich nie so einig, als 
wenn es beim Fußball gegen Oranje geht.

fair-play?
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Gruppe D

Mexiko
Iran
Angola
Portugal

Mexiko:
Gegensätze prägen Mexiko. Nicht nur die krasse Spaltung in Arm und Reich. 
40% leben unter der Armutsgrenze. Der größte Gegensatz besteht zwischen 
Ideal und Real. So fußt das mexikanische Rechtssystem auf der Auffassung, 
dass alle Kriminellen rehabilitiert werden können (weshalb auch Ausliefe-
rungen an USA oft abgelehnt werden). Gleichzeitig ist das Justizsystem das 
größte Problem des Landes. 40% der Gefängnisinsassen wurden niemals 
eines Verbrechens überführt. Oft warten sie jahrelang auf ihre Verhandlungen. 
Auch wird in mexikanischen Gefängnissen gefoltert, (auch) um Geständnisse 
zu erlangen über nie begangene Verbrechen.

Iran:
Die Islamische Republik Iran strotzt vor Menschenrechtsverletzungen. Op-
positionelle werden gefoltert, es gibt geheime Gefängnisse der Sicherheits-
dienste, Demonstrationen werden von Geheimdienstagenten attackiert. Die 
Presse- und Meinungsfreiheit wird systematisch unterdrückt. Journalisten und 
Verleger werden inhaftiert. Einzelne Menschenrechtler oder Minderheitenspre-
cher wurden getötet. Auch wird die Todesstrafe (u.a. erhängen und steinigen) 
regelmäßig ausgeführt. Nicht nur die Drohungen Israel zu vernichten, lassen 
den iranischen Islamismus in Ähnlichkeit zum deutschen Nationalsozialismus 
treten.

Angola:
27 Jahre Bürgerkrieg haben das Land zerrüttet. Reiche Erdölvorkommen, Uran 
und Diamanten lassen zwar wirtschaftlichen Aufschwung erhoffen, könnten 
aber auch Teil des Übels sein. Große Teile der Menschen Angolas haben kei-
nen Zugang zu sauberem Trinkwasser. Nach Angaben der UN wären Investi-
tionen in Höhe von 440 Millionen US Dollar notwendig um diese Situation zu 
ändern. Also weniger als der Umbau/ Bau der Stadien in Berlin und München 
gekostet hat.
Alle drei Minuten stirbt in Angola ein Kind. Vor allem aus Grund der katastro-
phalen medizinischen Versorgung, so dass selbst einfach heilbare Krankheiten 
zum Tode führen. Während der 64 Spiele der Fußballweltmeisterschaft werden 
etwa 1920 angolanische Kinder sterben (Verlängerungen nicht mitgerechnet).

Portugal:
In Portugal hat sich interessanterweise zu erst das Militär gegen eine (faschi-
stische) Diktatur erhoben. Lang anhaltende und brutal geführte Kriege um ‚ehe-
malige’ Kolonien wiegelten Offiziere zum Putsch auf. Die meisten Portugiesen 
soldarisierten sich mit den Militärs und so kam es 1974 zur Nelkenrevolution. 
Der Name entstand durch ein Foto, das eine junge Frau zeigt, die einem Solda-
ten eine Nelke in den Gewehrlauf steckt. Die Revolution verlief weitestgehend 
unblutig. Dennoch wurden 13 Menschen von der Geheimpolizei erschossen.

fair-play in Angola
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Gruppe E    

Italien     
Ghana    
USA     
Tschechische Republik

Italien:
Das Land des Multimilliardärs Berlusconi zeichnet sich seit Jahren durch eine 
Nationalisierung, Militarisierung und wenn man denn so will Faschisierung der 
Gesellschaft aus. In Genua 2001 konnte die Welt Zeuge werden, was unter 
Prügelherrschaft verstanden wird. Brutal knüppelnde Polizeispezialeinheiten 
verletzten Journalisten, Frauen, Kinder, Sanitäter. Wen wundert es da noch, 
dass in italienischen Fußball-Stadien mittlerweile zu Beginn mancher Spiele 
wieder der Hitlergruss zu sehen ist. Nicht nur von Zuschauern, sondern auch 
von Spielern. Für Italien gilt das Gleiche wie für viele andere Länder: diese 
Zeilen hier reichen bei weitem nicht aus, die Schweinereien zu beschreiben, 
die dort vorherrschen.

Ghana:
Ghana zählt immer noch zu einem der ärmsten Länder der Welt. 45% der Be-
völkerung müssen mit weniger als einem US Dollar pro Tag auskommen. Und 
das obwohl Ghana der weltgrößte Goldförderer und der zweitgrößte Kakaopro-
duzent der Welt ist. Nun könnte einem mittlerweile das Gefühl beschleichen, 
dass die größten „Rohstofflieferanten“ der Welt zugleich in Armut gehalten 
werden. 

USA:
Gods own country. Eigentlich bedürfte es einer eigenen Zeitung um die teils 
unfassbaren Vorgänge in USA zu beschreiben. An dieser Stelle muss eine 
kleine Auswahl genügen. (Zitate aus dem Human Rights Watch Weltbericht 
2006) „Folter und Misshandlungen werden bewusst von der Bush-Regierung 
in ihrer Anti-Terror-Strategie eingesetzt. Beweis für diese bewusst gewählte 
Vorgehensweise ist auch die Drohung von Präsident Bush, gegen ein Gesetz 
Einspruch zu erheben, das ‚grausame, unmenschliche und erniedrigende 
Behandlung’ unterbinden sollte, sowie Vizepräsident Dick Cheneys vorhe-
riger Versuch, die CIA von diesem Gesetz auszunehmen. Darüber hinaus be-
hauptete Generalstaatsanwalt Alberto Gonzales, die USA könne Gefangene 
misshandeln, solange sie keine amerikanischen Staatsbürger seien und im 
Ausland festgehalten werden. Und CIA-Direktor Porter Goss hält das „Water-
boarding“, eine aus der spanischen Inquisition stammende Foltermethode, für 
eine „professionelle Verhörmethode“.“
Demokratie ist eben auch nur eine Spielwiese für diejenigen, die sie sich leisten 
können. Alle anderen; Arme, Ungläubige, Terroristen (was ja meist zusammen-
fällt) sind eben irgendwie keine richtigen Menschen und dürfen gefoltert und 
ermordet werden. Guantanamo Bay und Abu Ghraib sind nur zwei extreme 
Beispiele für den „american way of life“.

Tschechische Republik:
Kurze Erklärung für Chauvinisten: Entweder Tschechische Republik oder 
Tschechien. Tschechei sagen nur Burschenschafter, Rechtsradikale oder ir-
gendwelche Landsmannschaften oder „Vertriebenenverbände“. Schließlich 
handelt es sich bei der Tschechischen Republik um einen souveränen Staat 
und nicht um ehemalige Deutsche Gebiete. Nur wer noch die NS-Propaganda 
der „Resttschechei“ im Ohr hat, kann sich an den seit 1992 offiziell bestehen-
den Namen nicht gewöhnen.

Folter in Abu Ghraib

Verteidigung der Freiheit und 
Demokratie auf Guantanamo

wm kontrast
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Gruppe F

Brasilien   
Kroatien    
Australien
Japan

Brasilien:
Weltmeisterlich ist nicht nur der Fußball. Auch die Korruption der Polizei liegt 
ganz weit vorne. Die Polizeigewalt und die Todesschwadronen hatten im März 
vergangenen Jahres ihren schrecklichsten Auftritt als 29 Menschen vor Rio de 
Janeiro ermordet wurden. Die Gewalt ist Teil der Strategie zur Unterdrückung 
der ärmsten Teile der brasilianischen Bevölkerung. Nur so können es sich die 
Schönen und Reichen weiter in der Sonne Südamerikas gut gehen lassen, 
oder im Fernsehen den ‚Negern’ beim Fußball zuschauen. 
Menschenrechtler, die auf die katastrophalen Zustände im Land hinweisen, 
werden bedroht, verfolgt und ermordet.

Kroatien:
Auch in Kroatien schreitet die Nationalisierung voran. In einigen Regionen hat 
die Demokratische Union mit Ultranationalisten die Regierung gebildet. Auch 
beginnen Übergriffe auf Serben wieder zuzunehmen. Neben Gewalttätig-
keiten kommt es vereinzelt auch wieder zu Ermordungen. Die Verfolgung von 
Kriegsverbreche(r)n läuft nur schleppend bzw. findet nicht statt.

Australien:
Auch als „Amerikas Sheriff“ in Südostasien bezeichnet. Seit dem Vietnamkrieg 
kann sich USA auf die Unterstützung der Australier sicher sein. Auch im Irak-
Krieg sind die Australier vertreten. 
Ansonsten erregen sie eher Aufsehen, wenn ultranationalistische Australier 
gegen Ausländer protestieren. Mit gewalttätigen Auseinandersetzungen kämp-
fen sie dafür, dass nur echte Australier dort leben dürfen. Und damit meinen 
sie nicht die Aborigines. An Lächerlichkeit kaum zu übertreffen. Und wenn es 
nicht so traurig wäre, wäre es sogar lustig.

Japan:
Wichtigste Doktrin und weltweit einmalig ist der Verzicht der Japaner auf das 
„Recht des souveränen Staates“ auf Kriegsführung. Zweitwichtigste ist die An-
lehnung an USA (und damit nicht mehr so wirklich einmalig).  Trotz des Ver-
zichtes führte Japan das erste Mal nach 1945 Soldaten ins Ausland: Irak. Viele 
sehen darin den Bruch der Verfassung. Die Regierung selbst, sieht hier dir 
brüderliche Nähe zu USA. 

Weltmeisterlich?

Australien den Australiern?!
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Gruppe G    

Frankreich    
Schweiz    
Republik Korea   
Togo 

Frankreich:
Das Land der großen Revolution überzeugt auch immer noch mit großen De-
monstrationen. Jugendliche und Studierende wehren sich zunehmend gegen 
die Stellung, die ihnen die Herrschenden zuweisen wollen. Migranten wehren 
sich gegen den Status der Menschen zweiter Klasse. Andere wollen nicht ein-
fach akzeptieren, dass die Generation vor ihnen sich auf ihre Kosten gesättigt 
hat, sie selbst jetzt aber Verzicht üben sollen. Grund genug zu demonstrieren 
und zu protestieren gibt es in Frankreich allemal. Neben lächerlichem aber 
gefährlichem Großmachtgebaren: Atomwaffen gegen Terroristen, rudert die 
grande nation immer weiter nach rechts. 

Schweiz:
„Die Schweiz hat keine Armee. Die Schweiz ist eine Armee.“ Jeder der die 
Wehrpflicht in der Schweiz abgeleistet hat, bekommt seine Waffe und Munition 
mit nach Hause. Zwar hat es in der Neuzeit nicht eine militärische Auseinan-
dersetzung auf dem Boden der Schweiz gegeben, aber für den Fall muss man 
ja gewappnet sein. Neutralität hat eben seinen Preis. Und Militarisierung der 
Gesellschaft hat ja auch Auswirkungen auf die Volkswirtschaft.

Republik Korea:
Immer noch im offiziellen Kriegszustand mit Nordkorea. Aber das sind nicht die 
aktuellen Nachrichten aus Seoul. Vielmehr will man sich als wichtigster Wis-
senschaftsstandort der Welt gerieren. Da wird dann mal ein Hund, ein Schaf 
oder sonst irgendwas geklont. Aber weil das ja auch andere machen, versucht 
man eben Menschen zu klonen. Das ist auch schwieriger. Sogar so schwierig, 
dass es gar nicht klappt. Aber erzählen kann man es ja erst einmal allen. Und 
so hat die Republik Korea zumindest für den größten Wissenschaftsskandal 
der letzten Jahre gesorgt.

Togo:
Die ewige Diktatur. Offiziell seit 1967 eine Präsidialrepublik. 38 Jahre herrschte 
dann ein und dieselbe Person, um nach seinem Tod, die Herrschaft an sei-
nen Sohn abzutreten. Die EU akzeptiert den Präsidenten nicht, da es bei den 
„Wahlen“ zu massiven Unregelmäßigkeiten kam. Aber schließlich regiert König 
Fußball die Welt und nicht die Familie Eyadéma. Die regiert nur Togo. Und das 
wohl noch sehr lange.

wm kontrast

Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit

Fair-play in Togo
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Gruppe H

Spanien
Ukraine
Tunesien
Saudi-Arabien

Spanien:
Vielen wohl nur durch ihre Abiturfahrt oder dem Pauschalurlaub am Baller-
mann oder Lloret de Mar bekannt, hat Spanien aber durchaus mehr zu bieten. 
So war Spanien Teil der Koalition der Willigen, die am Irak-Krieg beteiligt war. 
Mittlerweile, unter der neuen „sozialistischen“ Regierung, sich aber eines bes-
seren besonnen hat. Auf der neuen Regierung liegen zahlreiche Hoffnungen. 
So hat die ETA den Verzicht des Terrorismus angeboten. Auch ist von der 
neuen Regierung wohl kaum solch eine Lächerlichkeit wie der „Petersilien-
krieg“ von 2002 zu erwarten. Damals schaffte es die spanische Regierung 
doch tatsächlich mit Marokko eine militärische Auseinandersetzung vom Zaun 
zu brechen. Gegenstand des Konflikts war eine 1,5 km große, unbewohnte 
Insel. Spanien eroberte diese mit militärischen Spezialeinheiten, U-Booten, 
Kriegsschiffen und Kampfhubschraubern zurück. Die 12 marokkanischen Sol-
daten, die dieses Eiland besetzt hielten waren dermaßen überfordert, dass es 
glücklicherweise zu keinen Schusswechseln kam.

Ukraine:
Berühmt geworden durch die „Orangene Revolution“, sind viel Hoffnungen 
mittlerweile enttäuscht worden. Die versprochene Pressefreiheit, sieht nun so 
aus, dass viele Medien in der Obhut des Staates verblieben und einige Weni-
ge an Magnaten verkauft wurden. Die oft katastrophale Lage von Häftlingen 
hat sich ebenfalls kaum verändert. Das größte Problem der Ukraine ist jedoch 
die weltweit am schnellsten wachsende AIDS/HIV-Epidemie. Anstatt den Be-
troffenen zu helfen, werden diese kriminalisiert und unterdrückt. Nicht selten 
kommt es zu Übergriffen der Polizei auf diese.
Ein weiteres großes Problem stellen der zunehmende Rassismus, Antisemitis-
mus und die Diskriminierung und Ausbeutung von Frauen dar. 

Tunesien:
Das schöne Reiseland im Norden Afrikas. Und zugleich ein totalitärer Polizei-
staat. Meinungsfreiheit existiert nicht einmal nur zum Schein. Oppositionelle 
und Kritiker werden unterdrückt, verhaftet und gefoltert. Alles unter dem Deck-
mantel der Terrorismusabwehr. Das Justizsystem trägt seinen Namen auch nur 
zu Unrecht. Oft werden Beschuldigte ohne Anwalt befragt oder gleich einem 
Militärgericht unerstellt, bei dem sie eh keinen Anspruch auf einen Verteidi-
ger haben. Hunderte von Muslimen wurden verhaftet, da sie des Terrorismus 
verdächtigt wurden. Kaum einem wurde aber die Planung eines Verbrechens, 
geschweige denn ein Verbrechen selbst nachgewiesen. Vorgezeigte Geständ-
nisse wurden unter Folter oder Folter-Androhung gemacht.

Saudi-Arabien:
Bei Saudi-Arabien fällt es schwer auszuwählen. Wo anfangen? Mit der tota-
len Kontrolle und Überwachung der Presse? Mit der Inhaftierung politischer 
Oppositioneller? Der Folterung von Gefangenen? Der Prügelstrafe, wie zum 
Beispiel Auspeitschen? Der Amputation von Gliedmaßen als Bestrafung? Der  
massiven Beschneidung von Frauenrechten? Kaum ein Staat hat eine solch 
lange Liste von Menschnerechtsverletzungen. 
Die Todesstrafe durch Enthauptung wird regelmäßig vollzogen. Unter anderem 
für Gotteslästerung, Rebellion, Ehebruch oder Homosexualität. Enthauptung in Saudi-Arabien

Petersilieninsel - Krieg lohnt sich 
immer

Spaniens militärische Überlegenheit 
bewiesen
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Augen auf im Ausland!

Berlin/Osnabrück, 03. Februar 2006. 
Schon den nächsten Auslandsauf-
enthalt geplant? Dann liegst Du mit 
Deinen Plänen voll im Trend: Immer 
mehr Studenten reisen 
während des Studiums 
ins Ausland – um ein 
oder mehrere Semester 
an einer ausländischen 
Universität zu verbrin-
gen, um ein Praktikum 
zu machen oder ein-
fach nur, um während 
der Semesterferien Ur-
laub zu machen. Wo-
rauf allerdings nur die 
Wenigsten vorbereitet 
sind: An ihren Zielorten 
mit Kinderrechtsverlet-
zungen wie der sexu-
ellen Ausbeutung von 
Kindern konfrontiert zu 
werden. Mehrere Mil-
lionen Mädchen und 
Jungen werden weltweit 
nach Schätzungen von 
Kinderrechtsorganisa-
tionen jährlich neu in 
die Prostitution gezwun-
gen.

Aber was können Stu-
dentinnen und Stu-
denten tun, wenn sie mit 
einer solchen Situation 
im Ausland konfrontiert 
werden? Wie sollten sie 
reagieren und wie kön-
nen sie dazu beitragen, 
diese Verbrechen zu 
verhindern oder anzuzeigen? 

Antworten auf diese Fragen geben 
Informationsangebote des entwick-
lungspolitischen Kinderhilfswerkes 
terre des hommes. Die Organisation 
engagiert sich seit Jahren im Kampf 
gegen die sexuelle Ausbeutung von 
Kindern im Tourismus: durch Hilfspro-
jekte vor Ort und durch Aufklärungs-
arbeit in den Herkunftsländern der 
Täter. Insbesondere die Kampagne 

„Please disturb“ gegen die sexuelle 
Ausbeutung von Kindern im Touris-
mus wird dabei seit mehreren Jahren 
vom Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend unter-
stützt.  

Zu den Informationsangeboten ge-
hört die Website www.child-hood.
com. „Hier können Studentinnen und 
Studenten Informationen zu den ein-
zelnen Reiseländern und darüber 
finden, was jeder Einzelne gegen die 
sexuelle Ausbeutung von Kindern tun 
kann“, so Christa Dammermann von 
terre des hommes. In der Rubrik „Was 

kann ich tun?“ werden bspw. konkrete 
Urlaubssituationen angesprochen, bei 
denen es sich möglicherweise um die 
Anfänge der sexuellen Ausbeutung 

eines Kindes handeln 
könnte und Handlungs-
vorschläge dazu gelie-
fert. Diese Vorschläge 
enthalten unter anderem 
Informationen über die 
Gesetzeslage und Hin-
weise, wie und bei wem 
man über verdächtige 
Situationen Bericht er-
statten sollte.

Auch Barbara Schöne-
berger, die die Schirm-
herrschaft für die  Kam-
pagne „Please disturb“ 
gegen die sexuelle Aus-
beutung von Kindern im 
Tourismus übernommen 
hat, appelliert an alle 
Studentinnen und Stu-
denten: „Bevor Ihr Euren 
nächsten Auslandsauf-
enthalt antretet: Lest 
Euch die Handlungsbei-
spiele auf der Website 
www.chi ld-hood.com 
durch. Sie sind sehr kon-
kret und schärfen den 
Blick dafür, in welchen 
Situationen man mit dem 
Missbrauch von Kindern 
konfrontiert werden kann 
und wie man darauf re-
agieren sollte. So kann 
jeder Einzelne von Euch 

auf einfache Weise einen wichtigen 
Beitrag im Kampf gegen die sexuel-
le Ausbeutung von Kindern im Tou-
rismus leisten. Oft ist es einem ja ir-
gendwie unangenehm, sich in fremde 
Angelegenheiten einzumischen, aber 
lieber einmal zu viel als einmal zu we-
nig. Das ist echte Zivilcourage! “

Weitere Informationen zum Thema: 
www.child-hood.com bzw. www.tdh.
de.

Internetplattform www.child-hood.com informiert über Handlungs-möglich-
keiten gegen den sexuellen Missbrauch von Kindern im Tourismus

please DisturB
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terre des hommes Ruppenkampstraße 11 a Telefon 05 41/71 01 -0 
Deutschland e.V. 49 084 Osnabrück Telefax 05 41/70 72 33 
Hilfe für Kinder in Not  Postfach 41 26 eMail info@tdh.de 
Bundesgeschäftsstelle 49 031 Osnabrück Internet www.tdh.de

Hintergrundinformationen zur sexuellen Ausbeutung von Kindern  

Wer an oder mit Kindern sexuelle Handlungen vornimmt, sie von ihnen erwartet oder erzwingt, 
missbraucht Kinder. Zu sexuellem Missbrauch zählt auch die kommerzielle sexuelle Ausbeutung von 
Kindern: Kindersextourismus, Kinderpornografie und Kinderhandel. 

Mitglied der Spendenkonto 700 800 700 Eintragung 
internationalen Föderation Volksbank Osnabrück eG Vereinsregister Osnabrück 
terre des hommes BLZ 265 900 25 Nr. 1870 

Mitglied im  Konto 2611-203 Umsatzsteuer-

Laut Artikel 34 der UN-Konvention von 1989 über die Rechte des Kindes haben sich alle 
Vertragsstaaten verpflichtet, das Kind vor allen Formen sexueller Ausbeutung und sexuellen 
Missbrauchs zu schützen. Zu diesem Zweck müssen die Staaten geeignete innerstaatliche, zweiseitige 
und mehrseitige Maßnahmen treffen, um zu verhindern, dass Kinder 

zur Beteiligung an rechtswidrigen sexuellen Handlungen verleitet oder gezwungen werden;  
für die Prostitution oder andere rechtswidrige Praktiken ausgebeutet werden;  
für pornographische Darbietungen und Darstellungen ausgebeutet werden.  

Sexueller Missbrauch an Kindern wird übrigens nicht nur in Deutschland strafrechtlich verfolgt. Auch 
Deutsche, die im Ausland Kinder sexuell ausbeuten, können in Deutschland angeklagt und verurteilt 
werden.

Zahlen und Fakten 

Weltweit werden Jahr für Jahr mehrere Millionen Kinder in die kommerzielle sexuelle Ausbeutung 
gezwungen. Die Vereinten Nationen gehen von weltweit mehreren Millionen neuer Fälle von 
Kinderprostitution vor allem in Entwicklungsländern pro Jahr aus. Geschätzt wird, dass 
Verbrecherringe jährlich mit Kinderprostitution und Kinderpornografie mehr als 5,5 Milliarden Euro 
weltweit umsetzen. Genaue Angaben über die Zahl der Touristen, die Kinder sexuell ausbeuten, gibt 
es nicht. Grobe Schätzungen gehen von rund 10.000 Sextouristen aus Deutschland aus. 

Sexuelle Gewalt an Kindern in Deutschland 

In Deutschland werden zwei Drittel der sexuellen Gewalthandlungen gegen Kinder im familiären 
Umfeld begangen. In der polizeilichen Kriminalstatistik wurden 1999 in Deutschland insgesamt 
19.436 Kinder als Opfer sexuellen Missbrauchs erfasst (Schutzaltersgrenze 14 Jahre), rund drei Viertel 
von ihnen waren Mädchen. Im Jahr 2001 wurden insgesamt 15.117 Fälle, darunter ein Fall mit 
Todesfolge, von sexuellem Missbrauch von Kindern erfasst. Darüber hinaus waren Kinder in 1.014 
Fällen durch sexuellen Missbrauch von Schutzbefohlenen – unter Ausnutzung einer Amtsstellung oder 
eines Vertrauensverhältnisses – als Opfer betroffen. 

Deutschen Paritätischen Postbank Hamburg identifikationsnummer 
Wohlfahrtsverband BLZ 200 100 20 DE 117 646 214 
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Nach Angaben von Experten sind in 30 bis 60 Prozent aller in Beratungsstellen gemeldeten Fälle 
sexueller Ausbeutung die Täter beziehungsweise die Täterinnen selbst minderjährig. 

Ursachen und Hintergründe 

Mädchen und Jungen werden überwiegend im familiennahen Umfeld Opfer sexueller Ausbeutung – 
das ist in Deutschland ebenso der Fall wie in Afrika, Asien und Lateinamerika. Dort sind die meisten 
Opfer sexueller Gewalt Mädchen, die von Onkeln, Stiefvätern oder den eigenen Vätern missbraucht 
werden. Zerbrechende soziale und ökonomische Strukturen, Kriege und Bürgerkriege begünstigen 
diese Kinderrechtsverletzung. 

Aber auch die wachsende Armut in zahlreichen Ländern Asiens, Afrikas und Lateinamerikas und das 
Fehlen von Einkommensalternativen treibt immer mehr Kinder in die Prostitution. Aus Unwissenheit 
glauben vereinzelt Eltern noch immer, dass die Händler ihre Töchter in ganz normale Haushalte 
vermitteln. Kinder werden entführt und/oder gezwungen, auf diese Weise Geld zu verdienen. Kinder 
prostituieren sich aber auch, um für AIDS-kranke Familienmitglieder Lebensmittel kaufen zu können. 
Außerdem sind Straßenkinder in den Städten von sexueller Ausbeutung betroffen. 
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Buchkontrast

go. stop. act!
Die Kunst des kreativen Straßenprotests

August 2006 – Hannover
„Zwanzig Menschen auf zwanzig Fahrrädern nehmen verdammt viel 

Platz auf der Straße weg. Die ein oder andere Person auf Inlinern mischt 
sich unter die Masse. Das Tempo ist angenehm, die Autos kommen nicht 

vorbei und stimmen mit ihren Hupen in das Klingelkonzert der Radfahrerinnen 
und Radfahrer ein. Die lassen sich nicht beirren und setzen ihre Radtour fort. Aus 

einem Fahrradkorb flattern Flyer – der Fahrtwind ist dafür verantwortlich.
A pro pos verantwortlich. Ein ziemlich schwieriger Punkt für die Polizei, denn verantwort-

lich ist jede Person und niemand. Es gibt keine Veranstalter oder Veranstalterinnen dieser 
Tour, auch wenn die Ordnungshüter wohl nie aufhören werden danach zu suchen. Aber da ger-

ne mal die Personalien festgestellt werden habe ich auf jeden Fall meine Papiere mitgenommen.
Am nächsten Morgen in der Zeitung steht doch tatsächlich ein Bericht mit Foto über die Critical Mass 

Aktion (und das obwohl die Merkel heute morgen Nasenbluten hatte).“

Kreativer Straßenprotest ist eine Kunst. Diese Kunst versucht Marc Amann in seinem Buch go. Stopp. Act! 
an die Leserinnen und Leser zu bringen. Critical Mass, Karneval gegen Kapitalismus, politische Stra-

ßenmusik, die Kunst wild anzupflanzen und mehr kreative Aktionen, die Behörden verwirren sind in 
übersichtliche Kapitel aufgeteilt. Beim Lesen könnt ihr nicht nur die Möglichkeiten des Protestes 

neu entdecken und der Spaßguerilla aus den 80ern ein Comeback ermöglichen, sondern auch 
noch etwas über die Geschichte und die Hintergründe der Straßenproteste lernen. 

Nachahmen empfohlen!

Das Buch ist zu beziehen über den Trotzdem Verlag.
www.trotzdem-verlag.de

(my) Oktober 2005 – Hannover
„Müde Gesichter ziehen über die Straßen, bleiben hier und da stehen und bekommen die selben Phrasen und die sel-
ben Parolen Jahr für Jahr, Demo für Demo um die Ohren gehauen. Der Lautsprecherwagen sorgt auch nicht mehr für 
Stimmung, da die Auflagen der Stadt eine Lärmüberschreitung von 70 dB(A) untersagt. Verdammt, jede Straßenbahn 
ist lauter. Ein kleiner, schwarzer Haufen versteckt sich hinter kapitalismuskritischen Transparenten, die zum Ärger der 
Ordnungshüter zusammengeknotet sind. 
Eine Stunde, zwei Stunden – ach, noch schnell `ne Falaffel auf dem Rückweg und dann nach Hause. Rechner an und 
schauen ob bei Indymedia mal wieder Lobeshymnen auf dieses sich ständig wiederholende Grauen der Latschdemos 
geposted werden. Wenn wir wenigstens viele gewesen wären -  dann hätte die Welt außerhalb des Wanderkessels 
vielleicht etwas von der Demo mitbekommen. Und dafür habe ich mein Seminar mal wieder ausfallen lassen. Scheiße! 
Nee, ohne mich...“

Von Mal zu Mal nimmt auf Demos die Zahl der teilnehmenden Personen ab, die Zahl der Auflagen von Seiten der Stadt 
nimmt zu und die Presse interessiert sich auch nur noch für Demos, wenn mal einen Tag lang Bush keinen neuen 
Kriegsplan verkündet, kein Amokläufer 
unterwegs war und kein Eichhörnchen die Vogelgrippe hat. Aber es ginge auch anders ...
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LeserInnen-Briefe

Diese neue Rubrik ist für euch LeserInnen! Wenn ihr Kritik, Lob, Anmerkungen oder sonstiges zu unserer Zeitung Kon-
trASt äußern wollt, ist hier der Platz dafür, wobei wir natürlich Lobeshymnen viel lieber veröffentlichen als Kritik!
Einfach eine Mail an kontrast@asta-hannover.de schreiben. Selbstverständlich behalten wir uns vor, eingereichte Le-
serInnenbriefe zu kürzen. Auch stellen die hier abgedruckten Zeilen nicht die Meinung des AStA bzw. der Redaktion 
wider. 
Veröffentlicht wird nur wenn der Redaktion der Name des Verfassers/ der Verfasserin bekannt ist.

Auf die Straße ! Ideal – Realität –  
Forderungen

Liebe/r aufmerksame/r LeserIn der 
KontrASt!

Ich war dabei, auf der Demonstration 
am 6. Mai 2006 und habe meine Mei-
nung damit zum Ausdruck gebracht. 
Doch ich fühlte mich inmitten der 
Masse einsam und allein. Mir fehlten 
weniger vertraute Mitstreiter aus ei-
genen Reihen, enttäuschend war für 
mich eher die Unterstützung der Stu-
dierenden unserer Universität Hanno-
ver insgesamt! Wo waren die Mitstrei-
terinnen und Mitstreiter?

Worum geht es also? Es ging um das 
Demonstrationsrecht, welches ich als 
eine Errungenschaft unserer demo-
kratischen Grundordnung ansehe. 
Jede/r Studierende der Universität 
war aufgerufen, Farbe zu bekennen 
und nicht nur Lippenbekenntnisse ab-
zugeben. 

Warum beteiligen sich zumeist nur 
ein harter Kern linker oder autonomer 
Menschen an den vom AStA mit in-
itiierten Demonstrationen? Liegt es 
an fehlender parteiübergreifender 
Zusammenarbeit? Warum sind die 
Fronten oftmals so verhärtet, dass 
Gespräche hierüber erst gar nicht 
stattfinden?

Weder haben linke noch autonome 
Gruppen einen Alleinvertretungsan-
spruch. Demokratie lebt von der ak-
tiven Unterstützung und nicht davon, 
ab und an mal in einer Wahlkabine ei-
nen Stimmzettel auszufüllen. Ich fin-
de es bemerkenswert, dass nach der 
Entscheidung des StuRa dortige Un-
terstützer nun auf der Demonstration 
nicht dabei waren. Auch dieses Fern-

bleiben halte ich 
für falsch.

Die letzte „Kon-
trASt aktuell“ 
ist an der Uni-
versität Hanno-
ver verteilt und 
hoffentlich auch 
aufmerksam ge-
lesen worden, 
r o s a f a r b e n e 
Flugblätter war-
ben zusätzlich 
für die Teilnah-
me und auch auf 
meiner privaten Homepage wurde vor 
der erfolgten Sperrung dazu im dor-
tigen Gästebuch aufgerufen. Jedoch 
die Resonanz war für mich erschre-
ckend gering. Ein Achtel bis maximal 
ein Viertel der laut Hannoverschen 
Allgemeinen Zeitung (HAZ) 435 De-
monstrierenden waren der Universität 
Hannover zuzurechnen.

Ich bin ehrlich gesagt etwas ratlos da-
rüber, doch kann ich sagen, ich war 
dabei! Überraschte Blicke, irritierte 
Nachfragen und auch einige dumme 
Sprüche haben mich nicht davon ab-
halten können! Es gehört für mich zu 
den größten Rechten und damit auch 
zu den wichtigsten Pflichten, für die 
Verteidigung der Demokratie zu de-
monstrieren. Alle Ultras, gleich wel-
cher politischen Richtung, haben sich 
nach den Gegebenheiten zu richten. 
Es kann und darf nicht sein, dass ge-
gen „rechts“ gekämpft wird, aber so 
getan wird, als sei man auf dem linken 
Auge blind!

Zum Schluss will ich aufkommende 
Irritationen zerstreuen, weswegen 
ich an der Demonstration teilgenom-
men habe. Ich halte mich für einen 

konservativen und konsensfähigen 
Menschen. 100%ige Zustimmung zu 
politischen Positionen kommt nur sel-
ten vor, auch in meiner Partei und in 
meiner HSG ist das so. Dennoch halte 
ich einen Zustimmungsanteil von über 
50% für hinreichend, um mich solida-
risch erklären zu können. Nicht alle 
Facetten der Demonstration unter-
stütze ich, doch ist mir meine eigene 
Meinung sehr wichtig. Und das werde 
ich auch in Zukunft so halten.

Aber was auch bemerkenswert und 
änderungsbedürftig ist: Die Studie-
renden der Universität Hannover 
haben mit 2/3-Mehrheit gegen den 
Namen „Theodor Lessing“ gestimmt, 
dennoch tritt der neue AStA auf der 
Homepage wiederum als AStA der 
„Theodor-Lessing-Universität Hanno-
ver“ an. Auch dieses bleibt unwider-
sprochen. Wo bleibt der breite Wider-
spruch? Wo bleibt der Aufschrei des 
StuRa?

In diesem Sinne freue ich mich da-
rauf, auch DICH beim nächsten Mal 
aktiv zu sehen!

Christian-Alexander

leser/innen Briefe
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Rechtsextremer Referent bei
 Kolonialismusveranstaltung von Burschenschaft

Am Fr. 12.05.06 veranstaltete die „Bur-
schenschaft Ghibellinia-Leipzig zu 
Hannover“ einen Vortrag (im Rahmen 
des örtlichen burschenschaftlichen 
Abends) zum Thema „Die Geschich-
te der Kaiserlichen Schutztruppe in 
Südwestafrika“. Eingeladen als Re-
ferent war der Vorsitzende des „Tra-
ditionsverband ehemaliger Schutz- 
und Überseetruppen. Freunde der 
früheren Schutzgebiete e.V.“ Dr. Her-
mann Mietz.

Der kolonialistische Traditionsverband 
ist wurde 1956 als Dachorganisation 
der Kameradschaften der ehemaligen 
„Schutztruppen“ der deutschen Kolo-
nien gegründet. Die Mitglieder haben 
sich eine „Korrektur“ der angeblich 
„wahrheitswidrigen Darstellungen“ der 
deutschen Kolonialgeschichte zum 
Ziel gesetzt. Entsprechend werden 
auf der - vor Kolonialrassismus nur 
so strotzenden - Homepage des Tra-
ditionsverbandes Forderungen nach 
Entschuldigungen oder gar Entschä-
digungen für die Opfer der Genozide 
deutscher Kolonialtruppen in Afrika 
strikt zurückgewiesen. Stattdessen 
zählt der Kolonialisten-Verein zu sei-
nen Aufgaben die Bewahrung des 
Andenkens der deutschen „Kriegsop-
fer“ und Denkmalpflege. 
 
Entsprechend der inhaltlichen Aus-
richtung des Traditionsverbandes 
verwundern auch ganzseitige Werbe-
anzeigen in der rechtsextremen Wo-
chenzeitung Junge Freiheit und Ein-
ladungen des rechtsextremen Autors 
Claus Nordbruch auf Verbandstreffen 
nicht weiter. Ein Mitglied des Koloni-
alisten-Verbandes (der Anwalt Klaus 
Goebel) unterhält Kontakte zu Nazi-
Anwalt Jürgen Rieger und Holocaust-
Leugner Ernst Zündel. 

 Auch der Verbandsvorsitzende Her-
mann Mietz ist kein Unbekannter. Er 
war Funktionär in mehreren rechtsex-
tremen Organisationen: dem „Deut-
schen Jugendbund“, der „nationalen 
Jugend Ostfriesland“ sowie dem 
„Bund Heimattreuer Jugend“. Auch 
referierte er nicht nur vor der Bur-
schenschaft Ghibellinia, ebenso hielt 
er Vorträge vor den südafrikanischen 
Apartheits-Rassisten des „Hilfskomi-
tee südliches Afrika“ und dem revan-
chistischen „Studentenbund Schle-
sien“. 
 
 Mit der Einladung von Hermann Mietz 
in das Verbindungshaus der hanno-
verschen Burschenschaft Ghibellinia 
wurde mal wieder ihre rechtsextreme 
Ausrichtung deutlich. Die Ghibellinia 
(im Dachverband der „Deutschen 
Burschenschaft“) war ebenso wie 
die gleichermaßen rechte „Burschen-
schaft Germania“ an der Durchfüh-
rung des Festkommerses der han-
noverschen Studentenverbindungen 
beteiligt. Gerade die Bünde der „deut-
schen Burschenschaft“ fallen immer 
wieder durch Veranstaltungen mit 
bekannten Rechtsextremen und zu 
geschichtsrevisionistischen Themen 
auf. Landtagspräsident Gansäuer hat 
beim hannoverschen Festkommers 
folglich nicht lediglich vor einzelnen 
Rechten geredet, sondern auf einer 
Veranstaltung, die maßgeblich von 
Rechtsextremen organisiert wurde. 

offene Antifa der Uni Hannover/
Antifa SB

antifa sB
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perspektiven

„Wess‘ Brot ich ess‘, dess‘ Lied ich sing‘.“ 
Über das Stipendienunwesen in Hannover

„Du. Forscher im Laboratorium. Wenn 
sie dir morgen befehlen, du sollst ei-
nen neuen Tod erfinden gegen das 
alte Leben, dann gibt es nur eins: Sag 
Nein!“ 
(Wolfgang Borchert, „Dann gibt es 
nur eins!“)

„Wie der Herr, so auch der Knecht.“
(Publius Petronius Niger)

Das Präsidium der Universität geht 
seit neuester Zeit der Idee nach, Stu-
diengebühren erträglicher zu gestal-
ten, d.h. den Bockmist mit einer dün-
nen Zuckerglasur zu überziehen, um 
so manchen fauligen Geschmack zu 
überdecken und das uns aufgetischte 
Essen insgesamt bekömmlicher zu 
gestalten.

Der Geschmacksentstärker soll in 
Form eines Stipendiensystems an der 
Universität Hannover etabliert wer-
den, das vom Freundeskreis der Uni 
und der Uni selbst zur ersten Hälf-
te getragen werden soll; die andere 
Hälfte soll aus der an Profitmaximie-
rung orientierten Wirtschaft erbracht 
werden. 

Die Kosten belaufen sich für die Uni 
auf 50.000 € pro Jahr. Die Frage, wer 
denn hier besonders förderungswür-
dig sei, wird aber mitnichten mit der 
individuellen sozialen Notsituation 
des Studenten/ der Studentin beant-
wortet; Uni-Präsident Erich Barke will 
nämlich die „leistungsfähigen“ Studie-
renden fördern, wohl - so ist es der 
Wunsch Barkes - mit einer Studium-
spatenschaft; jeder Konzern darf sich 
also seinen eigenen Studenten hal-
ten. Mit 100 (sic!) (von der Wirtschaft) 
handverlesenen Stipendiaten soll die 
soziale Hürde also genommen sein. 
Es handelt sich also nicht um eine 
mildtätige Gabe der Uni-Leitung, son-
dern um einen Vasallendienst für die 
Kapitalseite. 

Zwar müssten die „Kriterien für die 
Auswahl noch geklärt werden“, es 
wird sich aber nur noch um Detailre-
gelungen handeln. 
Dies wird umso deutlicher, wenn man 
sich einmal genauer anschaut, wer 
denn die „großzügigen Spender“ sein 
werden und welche Interessen sie 
verfolgen: Hier sei zuerst der Freun-
deskreis der Uni genannt. Hier besteht 
der Großteil nicht etwa aus verdienten 
Wissenschaftlern, sondern aus Ver-
tretern des Großkapitals: Vorstände 
aus der Dresdner Bank AG, TUI AG, 
Siemens AG, NORD/LB, Sennheiser 
Electronic GmbH & Co KG, Spar-
kasse Hannover, oder aber auch der 
Präsident der IHK Hannover, Klaus 
Goehrmann, so wie Wolf-Rüdiger Rei-
nicke, der Geschäftsführer des Indus-
trie-Club Hannover e.V., der Direktor 
der Commerzbank AG Hannover, der 
Hauptgeschäftsführer Bauindustrie-
verband Niedersachsen-Bremen e.V., 
der Hauptgeschäftsführer der Indus-
trie- und Handelskammer Hannover-
Hildesheim, usw., usf.

Ein weiterer Potentat war Mitte Febru-
ar von seinem Freundeskreis aus der 
Uni mit der Karmarsch-Denkmünze 
geehrt worden: Wulf H. Bernotat, Vor-
sitzender der e.on AG. 

e.on ist beteiligt an 12 Atomkraftwer-
ken allein in Deutschland, ist Anteil-
seigner am litauischen Regionalver-
sorger Lietuvous und verdient damit 
direkt am Verkauf von Strom aus dem 
Hochrisikoreaktor Ignalina in Litauen 
- einem RBMK Reaktor der Tscherno-
byl-Art. Daher ist es auch kein Wun-
der, dass die e.on Kernkraft GmbH 
eine ganzseitige Anzeige in der Pu-
blikation der Uni, dem Unimagazin 
Hannover schalten durfte. Pecunia 
bekanntlich non olet.

Bernotat überlegt bereits, wie er 
„diese Sympathische Idee unter-
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stützen“ könnte. Wohl nicht ohne 
Hintergedanken. Das Ziel einer Wis-
senschafts- und Forschungspolitik 
im (neoliberalen) Kapitalismus ist es 
erklärtermaßen, möglichst schnell, 
möglichst viele hochqualifizierte Stu-
dienabsolventen zu „produzieren“, 
die dann in ihre spätere Verwertung 
durch Industrie und Dienstleistungs-
unternehmen gut eingefügt werden 
können. Da ein Studium in der Re-
gel begleitet wird von Erkenntnissen 
aus der Aufklärung (sprich: kritisches 
Hinterfragen der gesellschaftlichen 
Situation von Ausbeutung und Aus-
gebeutet-Werden) und dies womög-
lich dazu führt, dass man laut rufen 
möchte: „Schluss mit dem Quatsch!“ 
und dafür sorgt, dass das, was einen 
stört in Zukunft nicht mehr geschieht, 
verschärft man ein Studium derma-
ßen, dass man ängstlich und geduckt, 
brav und angepasst, die kritischen 
Töne verstummen lässt und tut, wie 
einem aufgetragen wird. Dies wird 
gerade in einem großen Feldversuch 
in der BRD praktiziert und nennt sich 
Studiengebühren, Zwischenprüfung, 
Zwangsexmatrikulation, Auswahltests 
(analog zu Wesenstests), Druck durch 
Modularisierung, Schüren von Versa-
gensangst, usw., usf.

In wie weit die Inhalte eines Studiums 
darunter leiden, sieht man an der un-
kritischen Rüstungsforschung wie der 
Schwer-Ionen-Forschung in Heidel-
berg. 

Wissenschaft und Forschung dienen 
dann nicht mehr der Beantwortung 
der drängendsten Menschheitsfra-
gen, wie Krieg, Hunger, Krankheit, 
Vereinzelung und Entfremdung, son-
dern der Steigerung der Profitraten 
des Kapitals. Dem entgegen stellen 
wir das solidarische Wirken für eine 
Gesellschaft, in der die Verfügung 
aller über die gesellschaftlichen Le-
bensbedingungen Vorrang hat; eine 

Wissenschaft, die nicht dem Mörder 
in die Hände spielt, sondern die kul-
turelle Entfaltung der Menschen för-
dert.

Der noch geltende „wertfreie“ Wis-
senschaftsbegriff muss also zu Guns-
ten eines kritischen Wissenschafts-
begriffs abgestriffen werden, wenn 
wir verhindern wollen, dass sie uns 
morgen, wie dem Forscher im Labo-
ratorium, befehlen, einen neuen Tod 
zu erfinden. Hieraus leitet sich eine 
Vepflichtung jedes Studenten/ jeder 
Studentin ab, sich mit den politischen 
und gesellschaftlichen Bezügen sei-
nes/ihres Fachgebietes zu beschäf-
tigen. Bildung soll zur umfassenden 
Demokratisierung aller gesellschaft-
lichen Bereiche führen, nicht zu einer 
Unterwerfung unter das neoliberale 
Dogma der Verwertung. 

Dann gibt es nur eins: „Sag Nein!“

zum Geleit:

„Der Wissenschaftler muss durch sein 
Handeln immer wieder kund tun, dass 
er zum humanen Teil der Menschheit 
gehört.“ 
(Johann Wolfgang von Goethe)

Robert Menger
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Summer of resistance reloaded? Just do it!

„Vor etwas mehr als einem Jahr wur-
de im Norden der <<Summer of Re-
sistance>> gegen Bildungs- und So-
zialabbau ausgerufen, der sich dann 
schnell zu einem bundesweiten Motto 
für die Studierendenproteste gegen 
Studiengebühren etablierte. Nun be-
ginnt der nächste Sommer, draußen 
sind es mehr als zwanzig Grad - warm 
genug für die gelben T-Shirts“.
So beginnt ein von Studierenden ver-
fasster Artikel im unabhängigen Me-
dienprojekt Indymedia (de.indymedia.
org). Und an verschiedenen Hoch-
schulstandorten ist auch tatsächlich 
eine Menge los! In Hessen, Nordrhein-
Westfalen und Hamburg zum Beispiel 
gehen derzeit tausende Studierende 
auf die Straße, besetzen ihre Uni, blo-
ckieren Autobahnen und organisieren 
Veranstaltungen und Kampagnen, um 
den Druck auf die Verantwortlichen 
zu erhöhen. Viele sind dabei ermutigt 
durch das Beispiel der Anti-CPE-Pro-
teste in Frankreich, wo das kurzfristige 
Entstehen einer Massenprotestwel-
le ein bereits beschlossenes Gesetz 
wieder zu Fall gebracht hat. Können 
wir also von Frankreich lernen? Ein 
Streitgespräch:

Der Skeptiker (S): „Schon krass, was 
da abgeht. Aber Pariser Verhältnisse 
lassen sich nicht auf die Provinzstadt 
Hannover übertragen, guck Dir doch 
nur mal an, wie wenig Leute hier zu-
letzt zu den Demos gekommen sind!“
Der Optimist (O): „Das mag ja sein, 

und vielleicht ist außerparlamenta-
rische Gegenwehr hierzulande auch 
nicht so anerkannt wie in Frankreich 
– aber das kann sich doch ändern! 
Von Studierenden gingen doch schon 
einmal weitgreifende Veränderungen 
aus und offensichtlich ist es mal wie-
der an der Zeit“.
S.: „Ach, Du willst jetzt also ein neues 
´68 ausrufen?! Süß! Vielleicht solltest 
du einfach mal weniger Drogen neh-
men und ein bisschen arbeiten, dann 
haste das Geld auch zusammen. 
Außerdem könntest Du ruhig mal 
schneller studieren, vielleicht spornen 
die Gebühren dich dazu ja endlich 
mal an. Wir sollten nicht immer alles 
so negativ sehen und lieber dafür sor-
gen, dass das Geld jetzt wenigstens 
ordentlich investiert wird“.
O.: „DU siehst doch alles negativ! 
Meinst, man könne die Gebühren 
nicht wieder abschaffen. Hat sich 
denn irgendwas geändert, sind Studi-
engebühren auf einmal voll toll, oder 
wie?“
S.: „Naja, toll sind sie nicht - aber das 
Geld muss ja auch irgendwoher kom-
men“.
O.: „Ok, toll sind sie also schon mal 
nicht. Aber doch nicht deswegen, weil 
jede Form von Geldausgeben irgend-
wie scheiße ist? Weil sie ungerecht 
sind, die soziale Auslese verstärken 
und das hohe Gut der Bildung durch 
sie wirtschaftlichen Zwängen und 
dem Leistungsprinzip immer mehr un-
tergeordnet 
wird. Und 
das Geld? 
Wie wäre 
es denn da-
mit, die, die 
– z.B. dank 
eines Stu-
diums – viel 
Geld verdie-

nen, auch entsprechend in die Ver-
antwortung zu ziehen? Steuern sind 
da immer noch das am nächsten lie-
gende Mittel, die werden von denen 
bezahlt, die Geld verdienen“.
S.: „Wir befinden uns aber in einem 
Wettbewerb. Besserverdienende 
verlegen ihren Wohnsitz einfach mal 
nach Luxemburg, um Steuern zu spa-
ren, da können die Finanzminister 
noch so lange betteln. Und für offene 
Grenzen bist Du doch auch, oder?“
O.: „Wenn sie denn mal für alle offen 
wären… Im Ernst: Wenn wir schon 
von Pariser Verhältnissen lernen wol-
len, müssen wir natürlich auch auf in-
ternationaler Ebene agieren, und das 
schließt auch die Bekämpfung der 
kurzsichtigen Standortlogik mit ein“.
S.: „Das klingt doch schon wieder 
nach unrealistischer Revoluzzer-Rhe-
torik. Glaubst Du wirklich, dass da-
raus was wird?“
O.: „Warum eigentlich nicht? Wenn 
alle, die die Gebühren eigentlich ab-
lehnen, auch mal Konsequenzen da-
raus ziehen würden, wäre schon eine 
Menge erreicht. Wir müssen uns nur 
die Frage stellen, ob wir unsere Ar-
gumente auch ernst nehmen. Solan-
ge wir natürlich nur ausrechnen, ob 
wir nicht auch mit Gebühren bequem 
zu Ende studieren können, wird sich 
nichts ändern“.

Ole Petersen
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